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in Amerika gelten sie als Helden, und auch hierzu-
lande genießen sie eine Sympathie und Zustimmung 
wie kaum eine andere Berufsgruppe: Die Rede ist von 
den Feuerwehrleuten. Sie helfen nicht nur bei alltäg-
lichen Einsätzen wie Hausbränden oder Unfällen, ih-
re Aufgabe umfasst weitaus mehr. Sie müssen auch 
da helfen, wo unter Umständen Katastrophen dro-
hen: Waldbrände oder Hochwasser sind nur zwei ein-
drückliche Beispiele. 

In Deutschland stehen täglich rund 1,3 Millionen 
freiwillige Feuerwehrmänner und -frauen für den 
Dienst an der Gesellschaft ein. Zu Recht verdienen 
sie den Titel „Helden des Alltags“. Feuerwehrleute 
riskieren täglich ihre Gesundheit und ihr Leben – 
um andere zu retten. Dafür haben auch sie den best-
möglichen Schutz verdient. Die gesetzliche Unfallversicherung bietet ihnen diesen 
Rundum-Schutz: Im Fall des Falles eine optimale medizinische Versorgung und wenn 

nötig eine umfassende Rehabilitation und Entschädigung, al-
so Rente – übrigens auch für Hinterbliebene. Doch ebenso un-
terstützen die Träger der Unfallversicherung mit wirksamen 
Präventionsmaßnahmen, damit es möglichst erst gar nicht zu 
Schäden kommt: Training und Beratung sorgen für die not-
wendige Kenntnis und Informationen zu möglichen Gefahren 
und deren Vermeidung. Zudem testen die Forschungsinstitute 
der DGUV moderne Schutzausrüstungen anhand neuester Ver-

fahren – um das Material immer weiter zu verbessern und Schädigungen so weit wie 
möglich zu reduzieren. All dies geschieht in engem Austausch mit den Feuerwehr-
verbänden, um die Praxistauglichkeit sicherzustellen. Diese Partnerschaft hat sich 
seit vielen Jahren bewährt. Davon zeugen auch die in dieser Schwerpunktausgabe 
enthaltenen Beiträge. 

Wir sind stolz darauf, das Engagement der Feuerwehrleute für die Gesellschaft un-
terstützen zu können – dies soll ihre wichtige Arbeit stärken. Lassen Sie uns dies 
nicht vergessen, auch wenn die Feuerwehrleute selbst es bescheiden so formulieren: 
„Sie nennen uns Helden, aber wir tun nur unsere Arbeit.“

Mit den besten Grüßen
Ihr 

Dr. Joachim Breuer
Hauptgeschäftsführer der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung

„Feuerwehrleute riskieren 
täglich ihre Gesundheit. Die 
Träger der Unfallversicherung 
unterstützen sie dabei mit 
Präventionsmaßnahmen.“

Liebe Leserinnen,
liebe Leser,
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Auszubildende der SICK AG in Waldkirch. 
Die drei entwickelten eine hochkomplexe 
automatisierte Wicklungsmaschine für 
Feuerwehrrettungsleinen. Der „ROPEoter 
Advanced“ sorgt neben einer erheblichen 
Zeitersparnis für hohe Genauigkeit beim 
Wickelvorgang und für eine zuverlässige 
Erkennung von Schwachstellen.

Junge Forscher entdecken neue (Arbeits-) Welten
Beim Bundesfi nale des Forschungswettbe-
werbs Jugend forscht in Essen präsentier-
ten sich in diesem Jahr 179 Jungforscher 
mit 107 herausragenden Projekten. Zwölf 
davon im Fachgebiet Arbeitswelt. 

Zweiter Bundessieger und Preisträger der 
DGUV für die beste Arbeit zu Prävention 
und Rehabilitation wurde Lutz Broszio 
(19), Absolvent der Fürst-Johann-Ludwig-
Schule in Hadamar. Er löst mit seiner Ent-
wicklung das Problem, dass Blinde im 
Chemieunterricht Farbveränderungen bei 
Reaktionen nicht wahrnehmen können. 
Mit einer Webcam wird bei seiner Erfi n-
dung der Farbumschlag registriert und 
daraus ein Ton berechnet: tiefe Töne für 
Rot, hohe Töne für Blau und Violett. 

!
 Weitere Informationen: www.jugend-forscht.de

Sehbehinderte Schüler an der Blinden-
studienanstalt Marburg testeten das 
Verfahren und optimierten es gemein-
sam mit dem jungen Forscher. Diese Er-
fi ndung wird zukünftig im Chemieunter-
richt in Marburg eingesetzt. 

Den Preis für die originellste Arbeit, ge-
stiftet von der Bundeskanzlerin, sowie 
den Preis des Arbeitgeberverbandes Ge-
samtmetall erhielten Marc Imbery (20), 
Fabian Anhorn (21) und Fabian Rupp (21), 

Die Bundesministerin für Bildung und Forschung Dr. Annette Schavan gratuliert 
Fabian Rupp (li.), Fabian Anhorn und Marc Imbery (re.)
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DVR und DVW gegen Altersabsenkung beim Führerschein
Gegen eine Altersabsenkung in der Führerscheinklasse AM 
von jetzt 16 auf 15 oder gar 14 Jahre sprechen sich der Deut-
sche Verkehrssicherheitsrat (DVR) und die Deutsche Ver-
kehrswacht (DVW) aus. Eine EU-Führerscheinrichtlinie, die 
bis zum 19. Januar 2013 in nationales Recht umgesetzt werden 
muss, sieht diese Möglichkeit vor. Demnach könnten bereits 
14- oder 15-jährige Jugendliche zweirädrige Kleinkrafträder, 
Quads oder Leicht-Pkw mit einer bauartbedingten Höchstge-
schwindigkeit von maximal 45 km / h steuern.

DVR und DVW gehen davon aus, dass die Herabsetzung des 
Alters bei den betroff enen Jugendlichen diese Fahrzeuge at-
traktiver machen würde. „Wir gehen davon aus, dass als Fol-
ge dieser Attraktivitätssteigerung die Verkehrsbeteiligung mit 

derartigen Fahrzeugen zunimmt und die Unfallzahlen steigen 
werden“, befürchtet DVR-Präsident Dr. Walter Eichendorf. 

Erkenntnisse aus anderen Ländern erhärten diese Vermu-
tung. So haben in Österreich im Zeitraum 2000 bis 2009 die 
Mopedunfälle der 15-Jährigen um das Vierzehnfache zuge-
nommen, nachdem die Regierung die Altersgrenze geändert 
hat. Als Gründe dafür gelten der geringe Erfahrungsschatz 
junger Verkehrsteilnehmer und ihre überdurchschnittli-
che Risikofreudigkeit im Straßenverkehr. Aktuell haben die 
Bundestagsfraktionen von CDU / CSU und FDP einen Antrag 
eingebracht, den Erwerb von Zweiradführerscheinen zu er-
leichtern und bereits ab einem Alter von 15 Jahren zu er-
möglichen. 

Lutz Broszio (19), Preisträger der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallver-
sicherung (DGUV) 
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Solidarität heute: DGUV Jahrbuch 2009 / 2010 erschienen
Hat der Begriff  Solidarität heute ausgedient? Das im Mai vorgelegte Jahr-
buch der DGUV mit dem Titel „Solidarität heute“ gibt dazu eine eindeutige 
Antwort: Keineswegs, angesichts der Wirtschafts- und Finanzkrise erlebt 
er vielmehr eine Renaissance. Denn allerorten wird inzwischen eine Rück-
besinnung auf tragfähige Werte gefordert. Dabei erweisen sich die solida-
rischen sozialen Sicherungssysteme als stabile Pfeiler moderner Staaten, 
weshalb nicht nur die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) hier ver-
stärkte Investitionen fordert. 

Für die gesetzliche Unfallversicherung ist Solidarität ein Kerngedanke, wie 
ein Blick in das Jahrbuch zeigt: solidarisch zwischen Arbeitgebern und Ar-
beitnehmern, innerhalb der Unternehmerschaft, in gesellschaftlicher Hin-
sicht und vieles mehr. Zahlreiche Gastbeiträge und Fachartikel zeigen ihr 
wichtiges Wirken für eine sichere und gesunde Arbeitswelt, eine funktionie-
rende Wirtschaft und eine gerechte Gesellschaft. Zu den Themen gehören 
dabei beispielsweise Prävention von Gewalt an Schulen und Arbeitsplatz, 
europäische Sozialpolitik, Nanotechnologie, Rehabilitation sowie Berufs-
krankheiten. Das DGUV-Jahrbuch erscheint alle zwei Jahre.

!
 Es kann im Internet bestellt werden:
 www.dguv.de / inhalt / medien / bestellung / schri�  / documents / dguv_jb_2010.pdf

Dokumentar� lmfestival: Beiträge aus der Arbeitswelt gesucht
DOK Leipzig – das Internationale Leipziger Festival für Dokumentar- und Ani-
mationsfi lm – lädt Filmemacher, Produzenten und Verleiher aus aller Welt 
ein, ihre neuesten Produktionen einzureichen. Bis zum 10. Juli 2010 können 
sich Interessierte unter anderem für den Filmpreis „Gesunde Arbeitsplätze“ 
bewerben. Die Europäische Agentur für Sicherheit und Gesundheitsschutz 
am Arbeitsplatz (EU-OSHA) vergibt diesen Award zum zweiten Mal. Sie setzt 
damit ihre Zusammenarbeit mit dem erfolgreichen Festival fort. 

Mit dem Preis werden die besten Dokumentarfi lme zu arbeitsbezogenen The-
men ausgezeichnet. Im Mittelpunkt, so lautet die Vorgabe, steht der Mensch 
in einer sich verändernden (Arbeits-)Welt. Der beste Beitrag wird mit einem 
Preisgeld in Höhe von 8.000 Euro ausgezeichnet. Dokumentarfi lme können 
allerdings nur am Wettbewerb teilnehmen, wenn sie bis zum Ende von DOK 
Leipzig 2010 in Deutschland noch nicht öff entlich gezeigt wurden. 

DOK Leipzig gehört zu den führenden Festivals für künstlerischen Doku-
mentar- und Animationsfi lm. Es ist das älteste Dokumentarfi lmfestival der 
Welt und das zweitgrößte in Europa. In diesem Jahr fi ndet es vom 18. bis 
24. Oktober statt. 

!
 Details zur Teilnahme, das Programm und die Termine gibt es im Internet unter:  
 www.dok-leipzig.de
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Bereich wird seit 2001 im Auftrag der ge-
setzlichen Unfallversicherung von den 
Spezialisten der Firma Systemkonzept 
aus Köln durchgeführt. Organisation und 
Zuständigkeit liegen seit der Fusion der 
Spitzenverbände beim IAG in Dresden, 

1000. Teilnehmer des Fernlehrgangs für 
Fachkrä� e für Arbeitssicherheit im IAG begrüßt
Im April 2010 begrüßte das Institut für 
Arbeit und Gesundheit der DGUV (IAG) 
den 1000. Teilnehmer des Fernlehrgangs 
für Fachkräfte für Arbeitssicherheit nach 
der neuen Ausbildungskonzeption. Die 
neue Ausbildung für den öffentlichen 

(v.l.n.r.): Dr. Ulrich Winterfeld, IAG; 
Clarissa Eickholt, Sonja Wittmann, 
Firma Systemkonzept; Dr. Bodo Pfei� er, 
IAG; Andreas Steih-Winkler; 
Reinhard Zipperer, IAG; Wolfgang Rothe, 
Unfallkasse Hessen

!
 Weitere Informationen zu den 
 Bildungsangeboten des IAG unter: 
 www.dguv.de / iag-seminare
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Demogra� scher Wandel – Risiko und Chance zugleich
Alternde Belegschaften und Fachkräf-
temangel im Zuge der demografischen 
Entwicklung stellen für Wirtschaft und 
Verwaltung künftig eine große Heraus-
forderung dar. 

Auf welchen konkreten Feldern schon heu-
te die Weichen gestellt werden können, um 
die Folgen des demografi schen Wandels zu 
mildern oder gar aufzufangen, zeigen zwei 
Informationsbroschüren der DGUV. Die In-
formationsschrift „Die Mischung macht’s 
– Jung und Alt gemeinsam bei der Arbeit 
– Tipps für Wirtschaft, Verwaltung und 
Dienstleistung“ richtet sich an Arbeitgeber 

und Führungskräfte von Verwaltungen und 
Wirtschaftsunternehmen. 

Die Broschüre „Prävention kennt keine 
Altersgrenzen – Tipps und Argumente 
für die Prävention“ wendet sich an inner- 
oder außerbetriebliche Betriebsärzte und 
Sicherheitsfachkräfte. 

Insbesondere für kleinere Verwaltungen 
und mittelständische Betriebe stellt der 
demografi sche Wandel eine neue, lange 
Zeit nur am Rande zur Kenntnis genom-
mene Herausforderung dar, die Risiken, 
aber auch Chancen birgt. Ein umfassen-
der innerbetrieblicher Gesundheitsschutz 
wird für Verwaltungen und Unternehmen 
zu einem zentralen Instrument werden 
müssen, damit Mitarbeiter vor dem Hin-
tergrund längerer Lebensarbeitszeiten ge-
sund und motiviert bleiben.

!
 Die Broschüren können unter www.dguv.de
 (Webcode > d69167) kostenlos herunter -
 geladen oder beim zuständigen Unfallver-
 sicherungsträger bestellt werden.
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wo auch die Präsenzphasen der Ausbil-
dung stattfi nden. Pro Jahr bildet das In-
stitut etwa 300 Fachkräfte für Arbeits-
sicherheit für den öff entlichen und den 
gewerblichen Bereich aus.

Der 1000. Teilnehmer, Andreas Steih-
Winkler, wird nach erfolgreich absolvier-
ter Ausbildung als Fachkraft für Arbeits-
sicherheit der Universitätsstadt Marburg 
(Hessen) tätig sein. 
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Tagungsband zum FUK-Forum Sicherheit erschienen

Am Beispiel der Rehabilitation machten 
die Referenten den Nutzen von Benchmar-
king deutlich: „Verkürzung von Laufzei-
ten, geringere Arbeitsunfähigkeitszeiten, 
bessere Heilverfahrenssteuerung, hö-
here Wiedereingliederungsquote, hohe
Kundenzufriedenheit – das sind alles 
Qualitätsparameter, bei denen wir von-
einander lernen können, lernen wollen 
und müssen,“ betonte Bernd Fuhrländer, 
Geschäftsführer der Unfallkasse Hessen. 
Dr. Thomas Molkentin, Referatsleiter 
„Unfallversicherung“ im BMAS, stellte die 
Zielsetzungen des BMAS hinsichtlich des 
Themas Benchmarking dar: Darunter vor 
allem eine Reduzierung der Verwaltungs- 
und Verfahrenskosten sowie eine Steige-
rung von Leistung und Qualität. 

Der Start des nächsten Projekts ist für den 
Herbst 2010 geplant. 

Fachtagung zum Benchmarking in der gesetzlichen Unfallversicherung

Am 7. April 2010 veranstaltete die DGUV 
in Hennef eine Fachtagung zum Thema 
Benchmarking. Im Mittelpunkt stand die 
Darstellung des spezifi schen Ansatzes für 
das Benchmarking in der gesetzlichen 
Unfallversicherung sowie die Vorstellung 
erster Ergebnisse von aktuell laufenden 
Projekten.

Petra Zilch, stellvertretende Hauptge-
schäftsführerin der DGUV, betonte auf 
der Veranstaltung, dass in den vergange-
nen zwei Jahren seit dem Start der ersten 
Projekte zwei wesentliche Ziele erreicht 
wurden: Fachlich fundierte Ergebnisse zu 
erzielen und Vertrauen für das Instrument 
Benchmarking zu schaff en. 

!
 Der Tagungsbericht und die Beiträge 
 der Referenten sind erhältlich bei: 
 Michael.Schwanz@dguv.de

v.l.n.r.: Jörg Botti (Moderation), Bernd Fuhrländer, Arthur Montada, Petra Zilch, 
Lutz Becker, Evelyn Jürs, Michael Schwanz, Dr. Thomas Molkentin (Referenten)
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Mit dem FUK-Forum Sicherheit „Vision Schutzausrüstung“ in 
Hamburg hat die Arbeitsgemeinschaft der Feuerwehr-Unfall-
kassen (FUK) erneut eine Plattform für 
den Meinungsaustausch ausgewiesener 
Fachleute zum Thema Persönliche Schut-
zausrüstung (PSA) für Feuerwehr-Einsatz-
kräfte geschaff en. An zwei Tagen und in 
vielen verschiedenen Referaten wurde ein 
Bogen vom „Jetzt zum Dann“ der PSA ge-
schlagen.

Die Referenten beleuchteten nicht nur den 
heutigen Standard und stellten Neuent-
wicklungen vor, sondern skizzierten auch 
Gedanken und wissenschaftliche Ansätze
für die PSA in der Zukunft. Dabei wurde
deutlich, dass das Maß aller Dinge im 
Feuerwehreinsatz weiterhin der Mensch 

bleibt. Die Schutzausrüstung soll die Einsatzkräfte in die Lage 
versetzen, ihre Ziele zu erreichen. PSA soll dabei unterstützen, 

nicht belasten. Künftig könnte sie, so ein 
Fazit der Veranstaltung, auch die Kommu-
nikation sicherstellen, permanent Daten 
übermitteln und den Träger aktiv vor Ge-
fahren warnen.

Ein jetzt erschienener Tagungsband do-
kumentiert das FUK-Forum Sicherheit als 
Fachveröff entlichung ausführlich.

!
 Die Vorträge der Referenten sind auch im
 Internet zu � nden: www.hfuk-nord.de
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Ministerpräsident Beck ehrt Gewinner
Die Freiwilligen Feuerwehren (FFW) 
Speyer, Speicher, Idar-Oberstein und An-
dernach überzeugten in Mainz als Sieger 
eines landesweiten Präventionswettbe-
werbs der Unfallkasse Rheinland-Pfalz. 
Der rheinland-pfälzische Ministerpräsi-
dent Kurt Beck sowie Geschäftsführerin 
Beate Eggert und Vorstandsvorsitzender 
Peter Labonte von der Unfallkasse Rhein-
land-Pfalz ehrten die Gewinner im Wap-
pensaal des Mainzer Landtags. 

„Der Wettbewerb ‚Ausgezeichnet – Si-
cherheit und Gesundheit für Feuerweh-
ren‘ ist ein Spiegel der Anforderungen, die 
an die Freiwilligen Feuerwehren gestellt 
werden“, sagte Ministerpräsident Beck. 
„Uns ist wichtig, dass die Feuerwehrleute 
bei ihren schwierigen Einsätzen gesund 
bleiben“, führte Geschäftsführerin Eggert 
aus und ergänzte zum Hintergrund des 
Wettbewerbs: „Mit dieser Ausschreibung 
wollten wir Gemeinden und Stadtverwal-

Ministerpräsident Kurt Beck (mi.) und Beate Eggert mit den Feuerwehrmännern aus Speyer, Speicher und Idar-Oberstein

!
 Weitere Informationen unter: www.ukrlp.de
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tungen aktiv bei ihrer Präventionsarbeit 
unterstützen. Die Preisträger sollen den 
Sicherheits- und Gesundheitsschutz der 
Feuerwehrangehörigen weiter fördern.“ 

Im Rahmen des auf Anreize ausgerichteten 
Präventionskonzepts gibt es auch Wettbe-
werbe für Schulen und den Forstschutz.

„Risiko raus!“ auf der Messe Auto Mobil International (AMI)
Vom 10. bis 18. April 2010 hat in Leipzig die Auto Mobil Inter-
national (AMI) stattgefunden, auf der die Deutsche Gesetzliche 
Unfallversicherung auf die Präventionskampagne „Risiko raus!“ 
aufmerksam gemacht hat. Zur Eröff -
nung der AMI besuchte Bundesver-
kehrsminister Dr. Peter Ramsauer 
auf seinem Messerundgang auch den 
Stand zur Präventionskampagne.
Zahlreiche Materialien und Mitmach-
aktionen machten dort die Messe-
besucher auf das Thema Verkehrs-
sicherheit aufmerksam. 

Auf dem über 80 Quadratmeter gro-
ßen Stand der Kampagne war der 
Rauschparcours eine besondere 
Attraktion: Mit einer Simulations-
brille (entsprechend 0,8 Promille) 

konnten sich Interessierte die alkoholbedingten Beeinträchti-
gungen deutlich vor Augen führen. Zudem wurde auch der neue 
NAPO-Film zur Ladungssicherung und zum innerbetrieblichen 

Transport vorgestellt. Berufsgenos-
senschaften und Unfallkassen ließen 
den Film für die Kampagne produ-
zieren. Die 20. Aufl age der AMI, die 
im jährlichen Wechsel mit der IAA in 
Frankfurt stattfindet, konnte rund 
600 Aussteller und über 280.000 
Besucher verzeichnen.

Minister Ramsauer mit Walter 
Eichendorf, Stellvertretender 
Hauptgeschä� sführer der DGUV 
und Präsident des Deutschen 
Verkehrssicherheitsrats (DVR)
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Forum zur arbeitsmedizinischen Praxis
Der Landesverband Südwest der DGUV veranstaltet am 7. Oktober ein Forum der 
Unfallversicherungsträger (UV-Forum) in Ulm. Es fi ndet im Rahmen der 26. Ar-
beitsmedizinischen Jahrestagung des Verbandes Deutscher Betriebs- und Werks-
ärzte statt, die bereits am 6. Oktober beginnt. Die Programmschwerpunkte des 
UV-Forums sind zum einen der Grundsatz G 25 im Spannungsfeld zwischen der 
Verordnung zur Arbeitsmedizinischen Vorsorge einerseits und der betrieblichen 
Wirklichkeit andererseits. Weitere Themen sind: das Gendiagnostikgesetz und die 
damit im Zusammenhang stehenden Fragen aus der arbeitsmedizinischen Praxis. 
Zahlreiche prominente Referenten aus den Bereichen Arbeitsmedizin, Forschung 
und von der gesetzlichen Unfallversicherung tragen aktuelle Erkenntnisse vor 
und laden zu Diskussionen ein. Die Teilnahme am UV-Forum ist kostenfrei. Eine 
Anmeldung ist nicht erforderlich.

!
 Weitere Informationen und das komplette Programm der Veranstaltung sind 
 per E-Mail erhältlich beim Landesverband Südwest der Deutschen Gesetzlichen 
 Unfallversicherung: lv-suedwest@dguv.de

Gesundheitsgefahren durch Passivrauchen
Die Deutsche Gesetzliche Unfallversiche-
rung tritt dafür ein, Arbeitnehmer vor Ge-
fahren am Arbeitsplatz zu schützen. Eine 
unbestrittene Gesundheitsgefahr ist das 
Einatmen von Tabakrauch aus der Um-
welt, das sogenannte „Passivrauchen“. 
Es stellt eine ernsthafte gesundheitliche 
Gefährdung unter anderem für die Atem-
wege und das Herz-Kreislauf-System dar. 
Die Träger der gesetzlichen Unfallversi-
cherung beraten und unterstützen daher 
die Unternehmen dabei, ihre Beschäftig-
ten vor dieser Gefahr zu schützen. 

Eine andere Frage ist, ob Erkrankungen 
– wie obstruktive Atemwegserkrankun-
gen, Lungenkrebs oder Herz-Kreislauf-
Erkrankungen – als Berufskrankheiten 
anerkannt werden können, für die eine 
arbeitsbedingte Exposition gegenüber 
Passivrauchen als Ursache in Betracht 
kommt. Dabei ist zu unterscheiden: Bei 
den obstruktiven Atemwegserkrankun-
gen geht es um die Frage, ob ein beste-
hender, aber sehr off en formulierter Be-

rufskrankheiten-Tatbestand (BK-Nr. 4302) 
trotz erheblicher Abgrenzungsprobleme 
anwendbar ist. Im amtlichen Merkblatt 
zur BK-Nr. 4302 ist Passivrauchen derzeit 
nicht als geeignete Noxe aufgeführt. Für 
Krebserkrankungen und Herz-Kreislauf-
Erkrankungen fehlt es an einem BK-Tat-
bestand. Insofern könnte daher nur eine 
Anerkennung „wie“ eine Berufskrankheit 
aufgrund der gesetzlichen Ergänzungs-
klausel in § 9 Abs. 2 SGB VII in Betracht 
gezogen werden.

Zu den damit zusammenhängenden kom-
plexen juristisch-medizinischen Fragen 
haben kürzlich Prof. Otto Ernst Krasney, 
früherer Vizepräsident des Bundessozi-
algerichts, und Dr. Hans-Jürgen Bischoff , 
BG Nahrungsmittel und Gaststätten, einen 
umfassenden Diskussionsbeitrag publi-
ziert. Er ist als Studienbeilage in der Zeit-
schrift „Arbeitsmedizin, Sozialmedizin, 
Umweltmedizin“, Ausgabe 9 / 2009, und 
in „Der Medizinische Sachverständige“, 
Ausgabe 5 / 2009, erschienen.
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ie Voraussetzungen zum ehren-
amtlichen Engagement in Feu-
erwehren, Hilfsorganisationen, 

Rettungsdiensten und im THW müssen in 
der Gesellschaft gestärkt werden. Bund, 
Länder und hauptsächlich die Kommu-
nen sind dafür verantwortlich, dass der 
Brand- und Katastrophenschutz sowie der 
Rettungsdienst ausreichend ausgestattet 
und fi nanziert wird. Wer schnell und pro-
fessionell Hilfe leisten soll, benötigt zum 
Beispiel Einsatzfahrzeuge, Geräte, Schutz-
ausrüstung, Unterkünfte und die richtige 
Ausbildung. Zudem ist eine soziale Siche-

rung für ehrenamtliche Einsatzkräfte un-
umgänglich. Wer sich ehrenamtlich für die 
Allgemeinheit einsetzt, soll aus dieser Tä-
tigkeit keinen Nachteil erleiden – dies gilt 
in besonderem Maße für die Gesundheit. 
Die gesetzliche Unfallversicherung küm-
mert sich um die Belange der rund zwei 
Millionen ehrenamtlichen Einsatzkräfte 
im Bereich Prävention und unterstützt 
ihr Anliegen nach einem hohen Schutz-
niveau. Die bedarfsgerechte Präventions-
arbeit der Unfallversicherungsträger wird 
zurzeit aktualisiert und erhält mit einer 
neuen DGUV-Vorschrift eine neue Basis.

D

Aktualisierung der Unfallverhütungsvorschri�  „Feuerwehren“

Sicherheit und Gesundheitsschutz 
für ehrenamtliche Einsatzkrä� e 

Die Politiker haben die Bedeutung der Arbeit ehrenamtlicher Einsatzkrä� e erkannt. Wie kann 
eine Unterstützung im Rahmen der politischen Wertschätzung von Seiten der gesetzlichen 
Unfallversicherung, insbesondere im Bereich der Prävention, erfolgen und weiterhin gewähr-
leistet werden?

Verhütung von 
Gesundheitsgefährdungen
Dabei ist stets zu berücksichtigen, dass die 
ehrenamtliche Tätigkeit, zum Beispiel bei 
der Feuerwehr, erhebliches Engagement 
erfordert und nicht zu unterschätzende 
Gefährdungen mit sich bringen kann. Um 
Feuerwehrdienst leisten zu können, ist ei-
ne solide Ausbildung, die stets fortgeführt 
wird, notwendig. So müssen zum Beispiel 
Lehrgänge für Maschinisten, Atemschutz-
geräteträger und auch zur Qualifi kation 
von Führungskräften besucht werden. Im 
Alarmfall müssen sich die Einsatzkräfte in 
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„Diejenigen, die sich in Feuer-
wehren, Hilfsorganisationen, 
Rettungsdiensten und im THW 
aufopfernd und unentgeltlich 
für die Sicherheit ihrer Mit-
menschen einsetzen, müssen 
dauerha�  unterstützt werden. 
Sie sind Vorbilder unserer 
Gesellscha� .“ 2

kürzester Zeit zum Feuerwehrhaus bege-
ben und zum Einsatzort ausrücken. Viele 
Bundesländer geben hier maximal zehn 
Minuten vom Eingang eines Notrufes bis 
zum Eintreff en an der Schadensstelle als 
Richtwert vor. Dabei spielen Tageszeit und 
Witterung keine Rolle. Bei der Brandbe-
kämpfung und der technischen Hilfeleis-
tung ist es nicht ungewöhnlich, dass sich 
die Einsatzkräfte selbst Risiken ausset-
zen, um Gefahren für Mensch, Tier und 
Umwelt abzuwenden oder zu vermeiden. 
Dieser Umstand spiegelt sich auch leider 
immer wieder in den Unfallzahlen wie-
der, der Dienst in der Feuerwehr, egal ob 
haupt- oder ehrenamtlich, ist oft unfall-
trächtig, wie Abbildung 1 zeigt. 

Gemäß § 14 (1) SGB VII haben die Unfall-
versicherungsträger mit allen geeigneten 
Mitteln für die Verhütung von Arbeitsun-
fällen, Berufskrankheiten und arbeitsbe-
dingten Gesundheitsgefahren und für ei-
ne wirksame Erste Hilfe zu sorgen. Hierzu 
können sie gemäß § 15 (1) SGB VII unter 
Mitwirkung der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung (DGUV) als autono-
mes Recht Unfallverhütungsvorschriften 
über Maßnahmen zur Verhütung von Ar-

beitsunfällen, Berufskrankheiten und ar-
beitsbedingten Gesundheitsgefahren oder 
für eine wirksame Erste Hilfe erlassen, 
soweit dies zur Prävention geeignet und 
erforderlich ist und staatliche Arbeits-
schutzvorschriften hierüber keine Rege-
lung treff en. 

Schutzniveau durch staatliches 
Recht für Beschä� igte
Während das staatliche Arbeitsschutz-
recht nach § 1 Abs. 1 Satz 1 ArbSchG der 
Sicherheit und dem Gesundheitsschutz 
der „Beschäftigten bei der Arbeit“ dient 
und den „Arbeitgeber“ verpfl ichtet, gel-
ten nach § 1 BGV A1 und § 1 Abs. 1 GUV-V 
A1 Unfallverhütungsvorschriften (UVV) 
für „Unternehmer“ und „Versicherte“. 
Vom Ansatz her und aufgrund des im 
SGB VII verankerten gesetzlichen Auftra-
ges der Unfallversicherungsträger haben 
das staatliche Arbeitsschutzrecht und die 
Unfallverhütungsvorschriften somit un-
terschiedliche Geltungsbereiche. Ehren-
amtliche Einsatzkräfte im Sinne von § 2 
(1) Nr. 12 SGB VII, zum Beispiel der Feuer-
wehren und der Hilfeleistungsunterneh-
men, werden als „Versicherte“ zwar vom 
Schutzbereich des Rechts der gesetzli-

chen Unfallversicherung (SGB VII) erfasst, 
nicht jedoch in den Geltungsbereich des 
staatlichen Arbeitsschutzrechts einbezo-
gen. Unter anderem deshalb hat die Mit-
gliederversammlung der DGUV Ende 2008 
in einem Positionspapier 1 erklärt: „… Ar-
beitswelt und Bildungseinrichtungen sind 
so zu gestalten, dass Arbeits-, Schul- und 
Wegeunfälle, Berufskrankheiten und ar-
beitsbedingte Gesundheitsgefahren mit 
allen geeigneten Mitteln verhindert wer-
den (Vision Zero) … Wir sind partner-
schaftliche Berater und Dienstleister für 
Unternehmen, Bildungseinrichtungen, 
Versicherte und ehrenamtlich Tätige.“

Oberster Grundsatz der gesetzlichen 
Unfallversicherung für ehrenamtliche 
Einsatzkräfte muss daher sein: ▸

*
1 Prävention lohnt sich: Die Position der
  Selbstverwaltung der gesetzlichen 
 Unfallversicherung zur Prävention“ vom 
 1 . 12 . 2008.

2 Aus dem Koalitionsvertrag (17. Legislatur-
 periode) von CDU / CSU und FDP, Seite 99.

Abbildung 1: Überblick über das Unfallgeschehen bei ehrenamtlichen Feuerwehrkrä� en
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Ein Schutzniveau, das durch staatliches 
Recht für Beschäftigte, zum Beispiel bei 
den Berufs- oder Werksfeuerwehren, gefor-
dert ist, muss auch für die ehrenamtlichen 
Einsatzkräfte erreicht werden.

Der Gedanke läge nahe, hierfür das staat-
liche Arbeitsschutzrecht zur Anwendung 
zu bringen. Für den täglichen Einsatz und 
für Übungen, die möglichst realitätsnah 
durchgeführt werden müssen, ist die An-
wendung des staatlichen Arbeitsschutz-
rechts jedoch in der Regel nicht möglich. 
Eine uneingeschränkte Anwendung wür-
de den Einsatz der Feuerwehr in bestimm-
ten Fällen sogar unmöglich machen. Auf-
grund dessen gestatten verschiedene 

Bundesländer ihren Angestellten, Arbei-
tern und Beamten der Polizei und der Feu-
erwehr bei Einsätzen und Übungen unter 
bestimmten Voraussetzungen vom staat-
lichen Arbeitsschutzrecht abzuweichen. 3 

Eine Voraussetzung sind beispielsweise 
entsprechende Dienstvorschriften. 

Um auch hier für die ehrenamtlichen Ein-
satzkräfte ein entsprechendes Schutzni-
veau zu gewährleisten, ist nach Ansicht 
der DGUV eine UVV „Feuerwehren – Hil-
feleistung“ das Mittel der Wahl zur Erfül-
lung der Präventionsaufgabe der gesetz-
lichen Unfallversicherungsträger. Denn 
die UVV als autonomes Satzungsrecht 
verpfl ichtet die Unfallversicherungsträger, 
die jeweils ihrem Satzungsrecht unterlie-
gen, aktiv zu werden oder nicht, so zum 
Beispiel Träger des Brandschutzes (Kom-
munen) und Hilfeleistungsunternehmen. 
Dies kann das staatliche Arbeitsschutz-
recht allein nicht leisten. Eine UVV „Feu-
erwehren – Hilfeleistung“ hingegen kann 
Sonderregelungen für ehrenamtliche Ein-
satzkräfte als zielgruppenorientierte An-

passung und spezifische Erläuterungen 
des allgemeinen Rechtsnormtextes der 
zukünftigen UVV „Grundsätze der Prä-
vention“ (DGUV Vorschrift 1) aufgrund 
der spezifischen Besonderheiten dieser 
Betriebsart vorgeben. 

Es ist wichtig, auch weiterhin die Pfl icht 
zur arbeitsmedizinischen Vorsorgeunter-
suchung für ehrenamtliche Einsatzkräfte 
im autonomen Satzungsrecht der Unfall-
versicherungsträger zu verankern. Nur in 
dieser spezifischen Betriebsart müssen 
sich Ehrenamtliche für Tätigkeiten, zum 
Beispiel beim Tragen von Atemschutz-
geräten oder dem Rettungstauchen, re-
gelmäßig medizinisch betreuen lassen. 
Darüber hinaus ist es notwendig, der 
Nicht-Planbarkeit von Einsätzen Rech-
nung zu tragen: zum Beispiel starre und 
maximale Arbeitszeitregelungen. Wenn 
es im Bereich der ehrenamtlichen Ein-
satzkräfte darum geht, schnell und qua-
lifi ziert Hilfe zu leisten, darf nicht erst die 
Frage nach bereits geleisteter Arbeitszeit 
im zivilen Beruf gestellt werden.

*
3 Zum Beispiel ArbSchV – Arbeitsschutzver-
 ordnung (Verordnung über die Anwendung 
 des Arbeitsschutzgesetzes und der auf das 
 Arbeitsschutzgesetz gestützten Rechtsver-
 ordnungen), Bayern, vom 21. April 2009 
 (GVBl. Nr. 7 vom 30 . 4 . 2009, S. 116).
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Dipl. Biol. Tim Pelzl
Leiter des Referates „Feuerwehren, 
Hilfeleistung, Brandschutz, 
Entsorgung“, Deutsche Gesetzliche 
Unfallversicherung (DGUV)
E-Mail: Tim.Pelzl@dguv.de

Aktualisierung der UVV „Feuerwehren“
Die derzeit geltende UVV „Feuerwehren“ 
(GUV-V C53) wurde im Mai 1989 in Kraft 
gesetzt und mit der Fassung vom Januar 
1997 an die aus dem EG-Recht resultieren-
den Vorgaben angepasst. Ein Bedarf für 
eine Aktualisierung ergibt sich nach An-
sicht der DGUV unter anderem auch aus 
folgenden Gesichtspunkten:
∙  Vorgaben aus der europäischen und na-

tionalen Rechts- und Regelsetzung.
∙  Neue Gefährdungen und Belastungs-

faktoren bedingt durch Entwicklun-
gen zum Beispiel bei der persönlichen 
Schutzausrüstung, neu eingeführten 
Taktiken in der Brandbekämpfung und 
damit neu angewandten Techniken, 
zum Beispiel geänderte Einsatzgrund-
sätze aufgrund moderner Gebäudekon-
struktionen.

∙  Immer höheres Aufkommen von Gefahr-
gütern (ABC) in Transport und Betrieb.

∙  Verschiebung des Einsatzspektrums hin 
zur technischen Hilfeleistung.

∙  Neue Bedrohungen (zum Beispiel Bio-
terrorismus, Pandemien).

∙  Der ganzheitliche Ansatz im Arbeits-
schutz mit der notwendigen Berück-
sichtigung arbeitsbedingter Gesund-
heitsgefahren.

∙  Die Neuordnung des unfallversiche-
rungsrechtlichen und staatlichen Re-
gelwerkes.

∙  Die Harmonisierung der nationalen 
Bau- und Ausrüstungsbestimmungen 

für die Beschaff enheit und Benutzung 
von Maschinen.

∙  Mit dem Erlass der ArbMedVV und der 
damit in Verbindung stehenden, zurück-
zuziehenden UVV „Arbeitsmedizinische 
Vorsorge“ (GUV-V A4) ändern sich die 
rechtlichen Rahmenbedingungen für die 
ehrenamtlichen Einsatzkräfte.

Da das Gefährdungspotenzial der ehren-
amtlichen Einsatzkräfte, zum Beispiel von 
Feuerwehr, Katastrophenschutz und Ret-
tungsdienst, durchaus miteinander ver-
gleichbar ist, wird es von Seiten der Fach-
gruppe „Feuerwehren-Hilfeleistung“ der 
DGUV als sinnvoll erachtet, den Anwen-
dungsbereich der UVV „Feuerwehren“ 
entsprechend auszudehnen. Aufgrund 
dieser Erweiterung des Anwendungs-
bereiches könnte die neue UVV auch 
die notwendigen, tätigkeitsbezogenen 
Schutzzielvorgaben für den Bereich der 
Hilfeleistungsorganisationen enthalten.

Ferner sollen klare Maßnahmen zur Ver-
hütung von Gefahren für Leben und Ge-
sundheit der ehrenamtlichen Einsatzkräf-
te gegeben werden. Dies ließe sich zum 
Beispiel in Form von Auswahlkriterien so-
wie Hinweisen zur Benutzung von Einrich-
tungen und Gerätschaften beschreiben. 
Aber auch die sicheren Durchführungen 
von Übungen und realitätsnahen Ausbil-
dungen und Vorgaben für die besonders 
schutzbedürftige Gruppe der jugendlichen 

Mitglieder in Hilfeleistungsorganisationen 
sollte Inhalt der Vorschrift sein. 

Parallel dazu sind erläuternde Regeln zur 
Sicherheit und zum Gesundheitsschutz 
zu den einzelnen Betriebsarten bezie-
hungsweise Tätigkeiten geplant. Somit 
wird auch in Zukunft ein sicheres und lö-
sungsorientiertes Arbeiten der rund zwei 
Millionen ehrenamtlichen Einsatzkräfte in 
Deutschland durch die gesetzliche Unfall-
versicherung unterstützt werden. ●

Vorbilder unserer Gesellscha� : Ehrenamtliche Einsatzkrä� e riskieren ihr Leben, um anderen zu helfen.
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Gefährdungsbeurteilung im Feuerwehrdienst 

Brennpunkt
Gefährdungsbeurteilung

Die Unfallverhütungsvorschri�  „Feuerwehren“ gibt allgemeine
Schutzziele vor. Der Verzicht auf konkrete, dafür aber auch 
starre Vorschri� en ermöglicht es, praxisgerechte Maßnahmen 
anzuwenden. Konsequenz: die Verantwortung der Entschei-
dungsträger steigt. Als Instrument für die eigenverantwortliche 
Auswahl geeigneter Maßnahmen dient die Gefährdungsbeur-
teilung.

nfallverhütungsvorschriften sind 
als autonomes Recht für Unter-
nehmer und Versicherte – wie 

Gesetze und Verordnungen zum Arbeits-
schutz – verbindlich. Für die gemeindli-
che Einrichtung „Feuerwehr“ ist die Kom-
mune der so genannte Unternehmer. Die 
Unfallverhütungsvorschrift (UVV) „Feu-
erwehren“ (GUV-V C53) ist allgemein und 
abstrakt gehalten. Damit die verbind-
lichen Mindestforderungen umgesetzt 
werden können, bieten Durchführungsan-
weisungen, Regeln 
und Informationen 
der Unfallversiche-
rungsträger Hilfe-
stellung durch kon-
krete Empfehlungen. 
Werden diese beach-
tet, kann davon aus-
gegangen werden, dass die Forderungen 
der UVV eingehalten werden. Bei Abwei-
chen von den Empfehlungen muss die 
gleiche Sicherheit auf andere Weise er-
reicht werden. Als „Werkzeug“ zur Aus-
wahl geeigneter Maßnahmen dient die 
Gefährdungsbeurteilung: sie soll Sicher-
heit und Gesundheitsschutz der Feuer-
wehrangehörigen gewährleisten und den 
Entscheidungsträgern dabei helfen, ihrer 
Verantwortung gerecht zu werden. Die Ge-
fährdungsbeurteilung ist nicht neu, sie 
bekommt jedoch im modernen Arbeits-

schutz einen zunehmend höheren Stellen-
wert, da nicht starre Vorgaben, sondern 
vernünftiges Denken das Handeln leiten 
sollen. Sind aber auch freiwillige Feuer-
wehren verpfl ichtet, eine Gefährdungsbe-
urteilung zu erstellen? 

Rechtliche Grundlagen
Arbeitsschutzgesetz
Nach § 5 Arbeitsschutzgesetz hat der Ar-
beitgeber die Gefährdungen, die sich für 
Beschäftigte bei der Arbeit ergeben, zu 

beurteilen und die 
erforderlichen Maß-
nahmen zu ermit-
teln. Als Beschäftigte 
gelten nach diesem 
Gesetz vor allem Ar-
beitnehmer und Be-
amte. Folglich gilt 

die Forderung des Arbeitsschutzgesetzes 
nach einer Gefährdungsbeurteilung ins-
besondere für:
∙  Beschäftigte in Berufs-, Werks- und Be-

triebsfeuerwehren
∙  Beschäftigte in Freiwilligen Feuerweh-

ren, zum Beispiel hauptberufl iche Kräf-
te in ständig besetzten Wachen, haupt-
berufl iche Gerätewarte, usw.

Für die rein ehrenamtlich Tätigen in 
Freiwilligen Feuerwehren fi ndet das Ar-
beitsschutzgesetz keine unmittelbare 

Anwendung. Hier haben die Unfallver-
hütungsvorschriften eine besondere Be-
deutung.

Unfallverhütungsvorschri�  
„Grundsätze der Prävention“
Nach der Unfallverhütungsvorschrift 
„Grundsätze der Prävention“ (GUV-V A1) 
hat der Unternehmer die Gefährdungen, 
die sich für Versicherte bei ihrer Tätigkeit 
ergeben, zu beurteilen und erforderliche 
Maßnahmen zu ermitteln. Damit ergibt 
sich auch für den Bereich der Freiwilli-
gen Feuerwehren die Verpflichtung zur 
Gefährdungsbeurteilung.

Jedoch gibt es in § 3 Abs. 5 dieser Vor-
schrift einen besonderen Hinweis für Per-
sonen, die in Unternehmen zur Hilfe bei 
Unglücksfällen unentgeltlich tätig wer-
den: Für diese hat der Unternehmer Maß-
nahmen zu ergreifen, die denen dieser 
Vorschrift gleichwertig sind. Was aber be-
deutet hier „gleichwertig“? Gleichwertige 
Maßnahmen sind solche, die den Zielen 
und Grundsätzen einer Gefährdungsbeur-
teilung (Gefährdungsermittlung, Risikobe-
urteilung, Maßnahmen, Dokumentation, 
Überprüfung der Wirksamkeit) entspre-
chen. Bei den Freiwilligen Feuerwehren 
entsprechen zum Beispiel die nach den 
Feuerwehrdienstvorschriften zu ergreifen-
den Maßnahmen jenen, die infolge einer 

U

Schlauchpflegeanlage: Gefährdungsbe-
urteilung vor Bescha� ung und Betrieb!

„Gefährdungsbeurteilungen 
ermöglichen praxisgerechte 
Maßnahmen für Sicherheit 
und Gesundheitsschutz der 
Feuerwehrangehörigen.“
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Gefährdungsbeurteilung zu ergreifen wä-
ren. Die Beachtung der Feuerwehrdienst-
vorschriften erfüllt daher im Allgemeinen 
die Gleichwertigkeit einer Gefährdungsbe-
urteilung (vergleiche GUV-R A1). Aus Sicht 
des Bayerischen Gemeindeunfallversiche-
rungsverbandes führt auch das Befolgen 
der Inhalte aus dem konkretisierenden 
Regelwerk der gesetzlichen Unfallver-
sicherung, also der Durchführungsanwei-
sungen der Unfallverhütungsvorschriften, 
der GUV-Regeln und GUV-Informationen, 
zu Maßnahmen, die denen einer Gefähr-
dungsbeurteilung gleichwertig sind.

Wer ist verantwortlich?
Der Unternehmer der kommunalen Ein-
richtung „Feuerwehr“ ist die Gemeinde. 
Als Träger der Feuerwehr ist es ihre Auf-
gabe, die Beurteilung von Gefährdungen 
und Belastungen im Feuerwehrdienst 
durchzuführen und die erforderlichen 
Maßnahmen zu ermitteln. Der Komman-
dant ist aufgefordert, der Gemeinde die 
Anlässe für die Erstellung einer Gefähr-
dungsbeurteilung zu melden. Um relevan-
te Gefährdungen analysieren und sinn-
volle sowie praxisgerechte Maßnahmen 
ergreifen zu können, ist es zudem sinn-
voll, dass der Kommandant und eventuell 
weiteres Fachpersonal wie die Fachkraft 
für Arbeitssicherheit zur Beratung hinzu-
gezogen werden. 

Gefährdungsbeurteilung im Einsatz
Bei unvorhersehbaren Situationen am Ein-
satzort müssen Führungskräfte teilweise 
unvermittelt Maßnahmen ergreifen, die im 
Vorfeld nicht durch eine Gefährdungsbe-
urteilung ermittelt wurden. Hier gilt, dass 
ein Vorgehen entsprechend der Feuerwehr-
dienstvorschrift „Führung und Leitung im 
Einsatz“ (FwDV 100) als gleichwertig zur 
Gefährdungsbeurteilung anzunehmen 
ist. Der hier aufgezeigte Führungsvorgang 
„Lagefeststellung, Planung und Befehls-
gebung“ entspricht den wesentlichen 
Schritten der Gefährdungsbeurteilung.

Fazit
Für die ehrenamtlichen Feuerwehrangehö-
rigen in Bayern gilt, dass für Tätigkeiten, 
bei denen die Vorgaben der Feuerwehr-
dienstvorschriften, der Durchführungs-
anweisungen der UVV „Feuerwehren“, 
der GUV-Regeln und GUV-Informationen 
eingehalten werden, eine Gefährdungsbe-
urteilung nicht zwingend erforderlich ist. 
Wann aber ist eine Gefährdungsbeurtei-
lung erforderlich? Folgende Anlässe kön-
nen eine Gefährdungsbeurteilung erfor-
derlich machen: Wenn ...
∙  für bestimmte Tätigkeiten keine Feuer-

wehrdienstvorschriften bestehen
∙  von Durchführungsanweisungen, Regeln 

oder Informationen der gesetzlichen 
Unfallversicherung abgewichen wird

∙  Arbeitsmittel oder Maschinen beschaff t
oder umgerüstet werden

∙  sich das Einsatzgeschehen ändert
∙  Unfälle, Beinaheunfälle oder arbeits-

bedingte Erkrankungen auftreten
∙  wenn Einrichtungen wie das Feuer-

wehrhaus neu oder umgebaut werden 
oder vorhandene Einrichtungen Prob-
lembereiche erkennen lassen

∙  hauptamtliche Kräfte beschäftigt werden.

Ausblick
Der Bayerische Gemeindeunfallversiche-
rungsverband hat das Thema „Gefähr-
dungsbeurteilung im Feuerwehrdienst“ 
intensiv aufgegriffen. Im Rahmen von 
Seminaren wird dargestellt, dass sich 
hinter diesem Begriff  keine komplizierte 
Wissenschaft versteckt. Zur Unterstützung 
der Verantwortlichen wird der Bayerische 
Gemeindeunfallversicherungsverband im 
Laufe des Jahres 2010 eine Broschüre he-
rausgeben, in der die einzelnen Schritte 
der Gefährdungsbeurteilung anschaulich 
erklärt werden. Mit dieser Vorlage kann 
der Anwender Schritt für Schritt seine 
Gefährdungsbeurteilung durchführen und 
erhält im Ergebnis automatisch die erfor-
derliche Dokumentation. ●

Bayerischer Gemeindeunfall-
versicherungsverband
E-Mail: praevention@bayerguvv.de

Brandeinsatz – Der Führungsvorgang „Lagefeststellung, Planung und Befehlsgebung“ nach Feuerwehrdienstvorschri�  ist hier der 
Gefährdungsbeurteilung gleichwertig.
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Verkehrssicherheit bei Einsatzfahrten

Nur wer ankommt, kann helfen 

Einsatzfahrten sind mit einem erhöhten Unfallrisiko verbunden und mit hohen Anforderungen 
an die Einsatzwagenfahrer. Deutscher Verkehrssicherheitsrat und Deutsche Gesetzliche Unfall-
versicherung rüsten ihre Simulatoren so um, dass diese Fahrten im Rahmen von Seminaren 
trainiert werden können. 

Ausgangslage
Für Berufskraftfahrer hat der Gesetzgeber 
2006 erstmals eine Weiterbildungsver-
pfl ichtung festgelegt. Das Berufskraftfah-
rer-Qualifi kations-Gesetz (BKrFQG) nimmt 
hierbei allerdings Fahrten mit Fahrzeugen 
zum Beispiel der Feuerwehr und der Ret-
tungsdienste aus.

Natürlich handelt sich bei diesen Fahrern 
nicht um Berufskraftfahrer im engeren 
Sinne, sondern um Personen, die nach 

§ 35 und § 38 der Straßenverkehrsord-
nung im Fall der Rettung von Menschen-
leben oder bei der Ausübung hoheitlicher 
Aufgaben von dieser befreit werden (Son-
derechte / Wegerechte). Durch das blaue 
Blinklicht zusammen mit dem Einsatz-
horn werden die anderen Verkehrsteil-
nehmer verpfl ichtet, dem Einsatzfahrzeug 
freie Bahn zu schaff en.

Die Verkehrsteilnahme unter Einsatz-
bedingungen stellt allerhöchste Anfor-

derungen an den Fahrer hinsichtlich 
Fahrzeugbeherrschung, Gefahrenwahr-
nehmung, Informationsverarbeitung 
sowie Stressbewältigung. Dies drückt 
sich in auch im Unfallrisiko aus (siehe 
Abbildung 1). Für den Fahrer bedeutet 
das physiologisch oft eine Herzfrequenz 
von 160 / min.

Kommt es zu einem Unfall, muss in vielen 
Fällen festgestellt werden, leider oft auch 
vor Gericht, dass der Fahrer des Einsatz-
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fahrzeugs den Unfall verursacht hat. Dies 
ist zum einen auf Wissensdefi zite bezüg-
lich der Rechtsfolgen von Sondersigna-
len im Straßenverkehr zurückzuführen. 
So besteht nach wie eine Sorgfaltspfl icht 
und das Gebot zur Rücksichtnahme ge-
genüber anderen. Zum anderen resultie-
ren bei vielen Fahrern auch aus dem Be-
reich der Einstellungen und der (Über-)
Motivation Handlungsmuster, die nicht 
gefährdungsminimierend sind.

Nach Auffassung des Deutschen Ver-
kehrssicherheitsrates (DVR) und der 
DGUV muss für die betroff enen Einsatz-
kräfte der Hilfeleistungsorganisationen 
die Möglichkeit geschaff en werden, eine 
professionelle Kompetenz auch im Be-
reich der Verkehrssicherheit praktisch 
zu erlangen und zu erhalten. Denn die 
brandschutztechnische oder medizini-

sche Kompetenz der Einsatzkräfte muss 
zunächst einmal an den Einsatzort gelan-
gen, um erbracht werden zu können.

Seit 2005 führen der DVR sowie das IAG 
in Dresden Verkehrsicherheitsschulun-
gen mithilfe von Simulatoren durch. 
Diese richteten sich bislang an normale 
Verkehrsteilnehmer, also zum Beispiel 
Außendienstmitarbeiter oder auch Hand-
werker, die einen Transporter fahren.

Vorgehensweise
Zeitgleich zur Fusion der beiden Spitzen-
verbände der Unfallversicherungsträger 
zur DGUV wurde der Kontakt zwischen 
dem Fachausschuss für Rettungswesen 
und Notfallmedizin und der Fachgruppe 
Feuerwehren / Hilfeleistung der DGUV her-
gestellt. Unter Einbezug einzelner Mitglie-
der wurde ein Anforderungskatalog für ei-

Abbildung 1: Darstellung des Unfallrisikos bei der Nutzung von Sonderrechten

nen Simulator erarbeitet, der ein Training 
von Einsatzfahrten erlaubt. Dieses Kon-
zept wurde im Rahmen eines Workshops 
auf der Rettmobil 2008 in Fulda der Ziel-
gruppe vorgestellt und fand eine ausge-
sprochen positive Resonanz.

Mit dem Würzburger Institut für Verkehrs-
wissenschaften (WIVW) konnte dann 
auch ein Partner gefunden werden, der 
mit seiner Simulationssoftware SILAB ei-
ne Vielzahl von Anforderungen erfüllt be-
ziehungsweise bis zum Projektende ent-
sprechend entwickeln wird. Der Vertrag 
konnte Mitte 2009 geschlossen werden.

So wird es in Zukunft möglich sein, Stre-
ckenabschnitte nach eigenen Vorstellun-
gen zu gestalten. Die Abfolge von Ver-
kehrsereignissen kann komplex gesteuert 
werden, sodass deren Eintritt zum Bei-
spiel von der eigenen (Annäherungs-)Ge-
schwindigkeit oder der Spurabweichung 
beziehungsweise Spurkonstanz abhängig 
gemacht werden kann. Dies ist insbeson-
dere bedeutsam, wenn es darum geht, 
dass die anderen Verkehrsteilnehmer ei-
ne Gasse bilden sollen.

Bei den weiterentwickelten Simulatoren 
wird es in Zukunft möglich sein, auch 
an Kreuzungen und Einmündungen den 
Verkehrsfl uss zu beobachten, da ein ho-
rizontaler Sichtwinkel von fast 270 ° rea-
lisiert wird. ▸

4-faches Risiko für 
einen Verkehrsunfall mit 
tödlichem Ausgang

8-faches Risiko für 
einen Verkehrsunfall 
mit Schwerverletzten

17-faches Risiko für 
einen Verkehrsunfall mit 
hohem Sachschaden

Einsatzfahrt mit Sonderrechten

im Vergleich zu einer Fahrt ohne Sonderrechte

„Die Anfahrt zum Einsatzort 
ist mit hohen Anforderungen 
und Belastungen verbunden: 
Für den Fahrer bedeutet das 
physiologisch oft eine Herz-
frequenz von 160 / min.“
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Marion Pieper-Nagel
Leiterin des Referats Verkehrs-
medizin, Rettungswesen und 
Simulatortechnik, Deutscher 
Verkehrssicherheitsrat (DVR)
E-Mail: mpieper-nagel@dvr.de
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Dr. Jürgen Wiegand
Leiter des Bereichs Verkehrs-
sicherheit am Institut für Arbeit 
und Gesundheit der DGUV
E-Mail: juergen.wiegand@dguv.de

Die übrigen Seminar-Die übrigen Seminar-
teilnehmer werden jetzt teilnehmer werden jetzt 
auch bei den mobilen auch bei den mobilen 
Systemen die Fahrt mit-Systemen die Fahrt mit-

tels einer Übungsmit-tels einer Übungsmit-
schau verfolgen und kritische schau verfolgen und kritische schau verfolgen und kritische 

Ereignisse mit Markierungsgebern kenn-
zeichnen können. Darüber hinaus werden 
die Fahrten als Videodatei abgespeichert 
und können damit auch unabhängig von 
einem Simulator für Schulungen oder Un-
terweisungen herangezogen werden.

Mithilfe eines Lenkrades am Operator-
platz können Fahrzeuge in der Simulation 
durch den Trainer übernommen werden, 
um eine gezielte Verhaltensweise von an-
deren Verkehrsteilnehmern darzustellen. 
Dabei wird zum Beispiel auch angezeigt, 
ob der Fahrer bremsbereit ist, sprich der 
Fuß nicht nur vom Gas geht, sondern be-
reits über dem Bremspedal schwebt.

Parallel zur Spezifi kation der Simulatoren 
wurde unter Leitung des DVR ein Seminar-
konzept erarbeitet, das den didaktischen 
Anforderungen und den zeitlichen Erfor-
dernissen in den Hilfeleistungsorganisa-
tionen gerecht wird. Das Seminarkonzept 
integriert den Simulator als didaktisches 
Element in den inhaltlichen und metho-
dischen Kontext. Es ist so ausgelegt, dass 
es innerhalb eines Tages durchgeführt 
werden kann und jedem der 12 Teilneh-
mer die Möglichkeit bietet, mehrmals eine 
Simulatorfahrt zu absolvieren.

 Untersuchungen zum Rettungswesen, BASt – Bericht 17 – Unfallursachen bei Unfällen 
 von Rettungsfahrzeugen im Einsatz, R. Schmiedel, M. Unterkofler, 96 Seiten, 1986.

 Einsatzfahrten – Rechtmäßigkeit und Rechtsfolgen, Prof. Dr. jur. Müller, 
 Richard Boorberg Verlag 2006, ISBN 3-415-03656-1.

 Sonderrechte im Einsatz – Rechtsgrundlagen & Fahrpraxis, Andreas Wasielewski, 
 Verlag Lehmanns Media 2005, ISBN 3-86541-074-X.

 Sicherheit und Gesundheit im Rettungsdienst, Gebhardt, Klußmann, Maßbeck, Topp, Steinber, 
 Forschungsbericht 1068 der BAuA 2006, ISBN 3-86509-480-5.

 Verkehrsunfallanalyse bei der Nutzung von Sonder- und Wegerechten gemäß StVO – 
 Konzeptionelle Vorschläge zur Verbesserung der Aus- und Fortbildung, Stephan Bockting 2007, 
 Berufsgenossenscha�  für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege – BGW.

Dieses Seminarkonzept befi ndet sich seit 
Ende 2009 in der Erprobung. Ab April 
werden die umgerüsteten mobilen Simu-
latoren des DVR in das Seminar integriert. 
Während der Erprobungsphase wird das 
Seminarkonzept mittels einer schriftli-
chen Teilnehmerbefragung wissenschaft-
lich evaluiert. Durch die Evaluation soll 
einerseits abgeklärt werden, inwiefern das 
Seminarkonzept kurz- und mittelfristige 
Veränderungen in den einsatzbezogenen 
Kenntnissen und Einstellungen der Teil-
nehmer erzeugen kann. Andererseits sol-
len mit der Evaluation die Meinungen und 
Einschätzungen der Einsatzfahrer zum Se-
minar selbst sowie zur Nützlichkeit der Se-
minarinhalte für die alltäglichen Einsatz-
fahrten erfasst werden. Darüber hinaus 
werden die Ergebnisse genutzt, um das 
Seminarkonzept weiter zu optimieren.

Fazit
DVR und DGUV verfügen nun über Simu-
latorsysteme, die aufgrund der Software 
für zukünftige Entwicklungen insbesonde-
re der von Verkehrsszenarien off en sind. 
Am IAG können darüber hinaus einzelne 
wissenschaftliche Fragestellungen jetzt 
vollständig bearbeitet werden. Hiermit 
ist im Bereich der Unfallversicherung ein 
Ausbildungsstandard für das simulator-
gestützte Training von Einsatzfahrten er-
reicht worden, der bislang beispiellos ist 
und der offen ist, damit sich ihm in Zu-
kunft weitere Träger und Organisationen 
anschließen können.

Zusammenfassend wurde hiermit eine 
Möglichkeit geschaffen, die Prävention 
von Unfällen bei einer Zielgruppe zu för-
dern, deren Anliegen und Verdienst es 
ist, die Folgen von Unfällen und anderen 
Schadensfällen zu minimieren. Der mo-
bile DVR-Einsatzfahrtensimulator wurde 
auf der Rettmobil vom 5. bis 7. Mai 2010 in 
Fulda sowie auf der Interschutz vom 7. bis 
12. Juni in Leipzig erstmals einer breiten 
Öff entlichkeit vorgestellt. ●
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Interview

Freiwillige Feuerwehr – 
ein unverzichtbares Ehrenamt
Freiwillige Feuerwehren sind wichtiger Bestandteil der „nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr“. 
Über eine Million Bundesbürger sind darin als ehrenamtliche Helfer aktiv. DGUV Forum 
sprach mit Christian Leis über die Bedeutung und die Brennpunkte der freiwilligen Feuerwehren.

Herr Leis, Sie sind neben Ihrem Haupt-
beruf als Ingenieur ehrenamtlicher Leiter 
der Feuerwehr Fürstenfeldbruck. Welche 
Bedeutung haben ehrenamtliche Einsatz-
kräfte in der täglichen Gefahrenabwehr in 
Deutschland? 
Bundesweit leisten neben circa 28.000 
Beamten in 102 Berufsfeuerwehren etwa 
1,3 Millionen aktive Feuerwehrfrauen und 
-männer in rund 24.500 Freiwilligen Feu-
erwehren ehrenamtlichen Dienst. Zwei 
Drittel unserer Bevölkerung stehen unter 
dem Schutz ehrenamtlicher Helfer. Die 
Leistungsfähigkeit der nichtpolizeilichen 
Gefahrenabwehr hängt also ganz wesent-
lich vom ehrenamtlichen Engagement ab. 
Außerhalb von Großstädten ist unser be-
währtes, fl ächendeckendes Gefahrenab-
wehrsystem ohne ehrenamtliche Einsatz-
kräfte nicht möglich. Eine vollständige 
Umstellung auf hauptberufl iche Einsatz-
kräfte würde alleine Personalkosten in der 
Größenordnung von circa 6,5 Milliarden 
Euro pro Jahr verursachen. 

Welche Probleme gibt es bei den freiwilli-
gen Feuerwehren, wo besteht Handlungs-
bedarf? 
Die rasante technische Entwicklung und 
Komplexität unseres Umfelds und der zu-
nehmende Umfang an Tätigkeiten erfor-
dert auch bei den Feuerwehren immer 
wieder neue Geräte und Techniken, um 
zum Beispiel Brände zu löschen oder Un-
fallopfer aus zerstörten Fahrzeugen zu be-
freien. Dies stellt hohe Anforderungen an 
jeden einzelnen Feuerwehrdienstleisten-
den. Der Zeitaufwand für Aus- und Wei-

terbildung ist dementsprechend hoch. 
Bestand vor 30 Jahren eine Feuerwehr-
grundausbildung noch aus einer einzi-
gen Leistungsprüfung, werden heute bis 
zu 10 Lehrgänge mit mehreren hundert 
Ausbildungsstunden als Grundkenntnisse 
gefordert. Neben einem Innenangriff  mit 
Atemschutzgerät, bei Verwendung einer 
Wärmebildkamera und unter Anwendung 
der aktuellen Strahlrohrtechniken, wird 
vom „Allround-Feuerwehrmann“ eben-
so die technische Unfallrettung unter Be-
rücksichtigung der neuesten aktiven und 

passiven Fahrzeug-Sicherheitstechnik 
oder der taktisch richtige Einsatz im Che-
mikalienvollschutzanzug beim Gefahr-
guteinsatz in einem Chemielabor verlangt. 
Die Belastungsgrenze bei den ehrenamtli-
chen Feuerwehrfrauen und -männern ist 
defi nitiv erreicht. Dies betriff t insbesonde-
re die Leistungsträger und Führungskräf-
te, die meist auch im eigentlichen Beruf 
schon hoch belastet sind. Vor diesem 
Hintergrund sollten immer weitergehen-
de Forderungen, wie beispielsweise die 
aktuell diskutierte Notwendigkeit einer ▸
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is 40-stündigen Kranführerausbildung für 
Drehleitermaschinisten kritisch über-
dacht werden. Was will man uns eigent-
lich noch alles zumuten? Gleichzeitig wird 
es immer schwieriger, Ehrenamtliche zu 
fi nden, die sich dauerhaft für den Feuer-
wehrdienst zur Verfügung zu stellen. Pro 
Jahr verlieren die Feuerwehren ein bis 
drei Prozent ihrer Einsatzkräfte. Wir ste-
hen hier in direkter Konkurrenz mit ande-
ren Freizeitaktivitäten. Die Nachwuchsge-
winnung ist derzeit noch kein wirkliches 
Problem, es wird jedoch immer schwieri-
ger, den Nachwuchs nach Übertritt in die 
aktive Mannschaft zu halten. Es sind da-
her Konzepte zu entwickeln, um das Eh-
renamt zu fördern. Ob die bei inzwischen 
mehreren Kommunen eingeführten Ver-
günstigungen für Feuerwehrdienstleisten-
de das Ehrenamt dauerhaft schmackhaft 
machen, wird die Zukunft zeigen. 

Welche Schwierigkeiten sehen Sie noch?
Als Problematisch sehe ich auch die Ent-
wicklung der Tagalarmtauglichkeit. We-
gen der steigenden Arbeitsplatzunsi-
cherheit können es sich immer weniger 
Einsatzkräfte erlauben, ihren Arbeitsplatz 
zu verlassen, um tagsüber zu Einsätzen 
auszurücken. In Gebieten mit ausgepräg-
ten Pendlerstrukturen führt dies tags-
über vermehrt zu ernsthaften Engpässen über vermehrt zu ernsthaften Engpässen 
bei den Einsatzkräften. Hier müssen die bei den Einsatzkräften. Hier müssen die 
öff entlichen Arbeitgeber mit gutem Bei-öff entlichen Arbeitgeber mit gutem Bei-
spiel vorangehen und verstärkt Mitarbei-spiel vorangehen und verstärkt Mitarbei-
ter für den Feuerwehrdienst freistellen. ter für den Feuerwehrdienst freistellen. 
Zusätzlich müssen die Arbeitgeber in der Zusätzlich müssen die Arbeitgeber in der 
freien Wirtschaft als Partner für die Feuer-freien Wirtschaft als Partner für die Feuer-
wehren gewonnen werden. Nur so lassen wehren gewonnen werden. Nur so lassen 
sich in der Zukunft tagsüber mit haupt-sich in der Zukunft tagsüber mit haupt-
amtlichen Kräften besetzte Feuerwachen amtlichen Kräften besetzte Feuerwachen 
vermeiden. vermeiden. 

Wie bewerten Sie die Sicherheit und Ge-
sundheit beim Einsatz der Ehrenamtli-
chen? 
Sicherheit und Gesundheitsschutz sind Sicherheit und Gesundheitsschutz sind 
bei den Freiwilligen Feuerwehren mitt-bei den Freiwilligen Feuerwehren mitt-
lerweile auf sehr hohem Niveau. Im Be-lerweile auf sehr hohem Niveau. Im Be-
reich der Brandbekämpfung trägt hier si-
cherlich die in den letzten Jahren deutlich 
verbesserte Persönliche Schutzkleidung 
dazu bei. Zusätzlich sind Atemschutznot-
fallkonzepte und Notfalltraining mittler-

weile feste Bestandteile der Ausbildung für 
Atemschutzgeräteträger geworden. Nen-
nenswert ist auch die Heißausbildung im 
Brandübungscontainer, die die Sicherheit 
im Realeinsatz erhöht. Aber auch in ande-
ren Bereichen führt die Fortentwicklung 
zu mehr Sicherheit. Ich denke hier zum 
Beispiel an die Einführung der Absturzsi-
cherungssets, neue Gasmessgeräte und die 
verbesserte Ausstattung mit Kommunika-
tionsmitteln. Ebenso berücksichtigen ak-
tuelle Dienstvorschriften und die von den 
meisten Feuerwehren eingeführten Stan-
dardeinsatzregeln für die verschiedensten 
Einsatzbereiche wichtige Regeln der Un-
fallverhütung und tragen so zu mehr Si-
cherheit im Einsatz bei. Auch technische 
Weiterentwicklungen in der Fahrzeugtech-
nik sind mittlerweile in immer mehr Feu-
erwehrfahrzeugen vorhanden und verbes-
sern die Sicherheit in diesem Bereich.

Was könnte Ihrer Meinung nach an der Prä-
ventionsarbeit der gesetzlichen Unfallver-
sicherung noch verbessert werden und wie 
kann sie auch in Zukunft ehrenamtliche 
Feuerwehreinsatzkräfte unterstützen?
Die mittlerweile in mehreren Bereichen 
zulässigen Gefährdungsbeurteilungen las-
sen zwar mehr Gestaltungsspielraum zu, 
erfordern aber einen erheblichen Zeitauf-
wand und führen zu deutlich mehr Ver-
antwortung der Führungskräfte. Um die 
zeitlich ohnehin schon hoch belasteten 
ehrenamtlichen Führungskräfte nicht 
noch mehr zu belasten und auch nicht 
noch mehr in Verantwortung zu nehmen, 
sollten daher parallel unbedingt weiter-
hin auch Unfallverhütungsvorschriften 
mit konkreten Regeln existieren. Da Ge-
fährdungsanalysen – bei mehr Verantwor-
tung – oft auch zu geringeren Anforderun-
gen, beispielsweise bei der persönlichen gen, beispielsweise bei der persönlichen 
Schutzausrüstung, führen, geraten Füh-Schutzausrüstung, führen, geraten Füh-
rungskräfte auch zunehmend aus Kosten-rungskräfte auch zunehmend aus Kosten-
gründen unter Druck. Hier darf der aktu-gründen unter Druck. Hier darf der aktu-
elle Einsparungsdruck nicht zu Lasten der elle Einsparungsdruck nicht zu Lasten der 
Ehrenamtlichen gehen. Ehrenamtlichen gehen. 

Neben der speziellen Unfallverhütungs-Neben der speziellen Unfallverhütungs-
vorschrift für Feuerwehren gelten für be-vorschrift für Feuerwehren gelten für be-
stimmte Tätigkeiten oft noch staatliche stimmte Tätigkeiten oft noch staatliche 
Verordnungen und weitere Unfallverhü-Verordnungen und weitere Unfallverhü-
tungsvorschriften aus anderen Bereichen. tungsvorschriften aus anderen Bereichen. 

„Die Leistungsfähigkeit der 
nichtpolizeilichen Gefahren-
abwehr hängt ganz wesentlich 
vom ehrenamtlichen Engage-
ment ab. Außerhalb von 
Großstädten ist eine flächen-
deckende Gefahrenabwehr 
ohne ehrenamtliche Einsatz-
kräfte nicht möglich.“

Diplom-Ingenieur Christian Leis ist 
hauptberuflich in einem Münchner 
Ingenieurbüro tätig. Zudem ist er 
ehrenamtlicher Stadtbrandinspek-
tor und Kommandant der Freiwilli-
gen Feuerwehr Fürstenfeldbruck, 
Oberbayern. Die Feuerwehr der 
großen Kreisstadt Fürstenfeldbruck 
hat circa 100 ehrenamtliche Feuer-
wehrdienstleistende, die pro Jahr wehrdienstleistende, die pro Jahr 
zu rund 300 Einsätzen ausrücken.zu rund 300 Einsätzen ausrücken.
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Hier bestehen oft Unklarheiten, ob zu-
sätzliche Vorschriften für die Feuerwehr 
gelten oder nicht. Häufi g sind diese den 
Feuerwehren gar nicht geläufi g. Hier wä-
re eine umfassende Unfallverhütungsvor-
schrift (UVV)-Feuerwehr, die zusammen 
mit den Feuerwehrdienstvorschriften den 
gesamten Einsatzbereich abschließend re-
gelt, wünschenswert.

Auch bei Beschaff ungen von Ausrüstungs-
gegenständen gibt es oft Unsicherheiten, 
welche Produktnorm für den jeweili-
gen Ausrüstungsgegenstand gerade gilt. 
Mittlerweile kommt es ja nicht nur auf die 
richtige Norm, sondern auch noch auf das 
richtige Ausgabedatum an. Auch teilweise 
kontroverse Diskussionen, wie zum Bei-
spiel beim Thema Warnwestenbefreiung, 
tragen mehr zur Verwirrung als zur Klä-
rung bei. Um Fehlbeschaff ungen zu ver-
meiden, sind klare Vorgaben erforderlich, 
die den Feuerwehren stets aktuell zur Ver-
fügung stehen müssen. 

Bei technischen Neuentwicklungen, wie 
zum Beispiel bei Einsätzen an Photovolta-
ikanlagen und bei alternativen Fahrzeug-
antrieben, bestehen häufi g Informations-
defizite. Zeiträume bis zur Verbreitung 
von einsatztaktischen Vorgaben sind im-
mer noch sehr lang. Oft müssen Informa-

tionen mühsam recherchiert werden. Hier 
müssen die Feuerwehren zeitnah mit den 
entsprechenden Handlungsanweisungen 
versorgt werden, um auf neue Entwick-
lungen zügig reagieren zu können. 

Was wünschen Sie sich als Leiter der Frei-
willigen Feuerwehr Fürstenfeldbruck für 
Ihre Mitarbeiter?
Aus Sicht der Freiwilligen Feuerwehren 
wäre ein Ausbau eines zentralen Online-
Angebots wünschenswert. Im Internet 
sind zwar zahlreiche Informationen ver-
fügbar, diese sind aber nicht gebündelt 
auf einer Plattform zu fi nden. Häufi g sind 
auch bereits überholte oder falsche Infor-
mationen im Netz. Bei konkreten Fragen 
könnte ein von Fachleuten betreutes Fo-
rum zeitnah Fragen beantworten. Zusätz-
lich könnten regelmäßige Newsletter den 
Informationsfl uss weiter verbessern.

Was erwarten Sie von einer aktuellen Un-
fallverhütungsvorschrift (UVV) zur Tätig-
keit ehrenamtlicher Feuerwehrleute? 
Eine Aufweichung und Deregulierung 
der UVV in Richtung Generalklausel 
(„Einsatz- und Übungsdienst der Feu-
erwehr muss so erfolgen, dass Leben 
und Gesundheit der Feuerwehrdienst-
leistenden nicht gefährdet wird“) unter 
Bezug auf weitergehende staatliche Ar-

beitsschutzregeln ist aus meiner Sicht 
bei freiwilligen Feuerwehren nicht pra-
xisgerecht und auch nicht sinnvoll, da 
die ehrenamtlichen Führungskräfte in 
der Regel keine Fachkräfte für Arbeitssi-
cherheit sind und der „Laie“ hier schnell 
den Überblick in unüberschaubaren und 
sich ständig ändernden Regelwerken ver-
liert. Wünschenswert wäre eine umfas-
sende UVV-Feuerwehren als zentrale 
Schriften-/Vorschriftenreihe der Unfall-
versicherer, die den gesamten Bereich 
Feuerwehr ohne Verweise auf andere 
Regelwerke abschließend behandelt. Für 
die Führungskräfte würde dies gleichzei-
tig auch mehr Rechtssicherheit im Ein-
satz- und Übungsdienst bedeuten.

Die für den jeweiligen Einsatzbereich re-
levanten Aspekte der Unfallverhütung 
müssen noch mehr in die Feuerwehr-
dienstvorschriften einfl ießen. Eine enge 
Verzahnung zwischen Feuerwehr-Dienst-
vorschrift und Unfallverhütungsvorschrift 
hätte zur Folge, dass der einzelne Feuer-
wehrdienstleistende bei einsatztakti-
schem Handeln nach Dienstvorschrift 
gleichzeitig auch die Unfallverhütungs-
vorschriften einhält. ●

Das Interview führte Franz Roiderer, 
Redaktion DGUV Forum.

Die eigene Sicherheit und Gesundheit stehen auch bei Brandeinsätzen an oberster Stelle. 
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Gemeinsame Muster-Prüfungsordnung 

Neues Rollenverständnis 
der Aufsichtspersonen

Integraler Bestandteil der neuen Muster-Prüfungsordnung für 
Aufsichtspersonen der gesetzlichen Unfallversicherung ist das 
veränderte Rollenverständnis. Zudem de� niert die Prüfungs-
ordnung die Kenntnisse und Kompetenzen, die eine Person 
befähigen, als Aufsichtsperson tätig zu werden. 

rstmals in der Geschichte der ge-
setzlichen Unfallversicherung 
haben die gewerblichen Berufs-

genossenschaften und die Unfallversi-
cherungsträger der öffentlichen Hand 
gemeinsam mit ihrem Verband, der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallversiche-
rung – DGUV, eine gemeinsame Muster-
Prüfungsordnung für Aufsichtspersonen 
entwickelt, die in der Arbeits- und Bil-
dungswelt tätig werden sollen. Mit dem 
im November 2009 
gefassten Beschluss 
der Mitgliederver-
sammlung der DGUV 
haben nunmehr alle 
Unfallversicherungs-
träger die Basis für 
die eigene autonome 
Umsetzung der Mus-
ter-Prüfungsordnung. Damit wird die Ein-
heitlichkeit der Qualifi zierung und Befä-
higung der Aufsichtspersonen im Bereich 
der DGUV gewährleistet. Der Leitgedanke 
war, dass die entsprechenden Personen 
für alle Handlungsfelder in der Präven-
tion bestens vorbereitet werden und ihre 
Befähigung dafür im Rahmen einer Prü-
fung nachgewiesen haben. Die angestreb-
te Einheitlichkeit von Ausbildung, Qua-
lifizierung und Prüfung wird durch die 
Beschlüsse der Mitgliederversammlung 
der DGUV gefördert. Die Rolle einer Auf-

sichtsperson ist klar beschrieben. In einer 
Übergangszeit werden die bereits einge-
stellten Aufsichtspersonen noch nach den 
jeweiligen alten Prüfungsordnungen aus-
gebildet und geprüft werden müssen. 

Der Beruf der Aufsichtsperson ist gekenn-
zeichnet durch komplexe Aufgaben, die 
vielfältige Kompetenzen erfordern. Dabei 
liegt der Leitgedanke zu Grunde, dass die 
Aufsichtsperson als Generalist tätig wird. 

Gleichzeitig verfügt 
die Aufsichtsperson 
über ein branchen-
spezifisches Spezi-
alwissen, kann Spe-
zialist für besondere 
Präventionsthemen 
sein oder sorgt bei 
Bedarf für die Betei-

ligung von Experten bei besonderen Fra-
gen für Sicherheit und Gesundheit. 

Um die Ausbildung der Aufsichtspersonen 
für die Tätigkeiten in der Arbeits- und Bil-
dungswelt weiter zu entwickeln und den 
sich stetig wandelnden Ansprüchen der 
Unfallversicherungsträger zu entspre-
chen, war es erforderlich, ein Berufsrol-
lenverständnis der Aufsichtpersonen zu 
beschreiben, welches auch der täglichen 
Präventionspraxis entspricht. Ausbil-
dung, Qualifi zierung und Prüfung sollen 

widerspiegeln, was realistisch und in der 
Praxis machbar ist. 

Das Rollenverständnis beschreibt aufbau-
end auf dem gesetzlichen Auftrag und 
dem aktuellen Präventionsverständnis 
der Unfallversicherung die Aufgaben und 
das Selbstverständnis der Aufsichtsper-
sonen bei der Aufgabenwahrnehmung. 
Die Aufsichtsperson muss Basisquali-
fikationen und ein geeignetes Kompe-
tenzprofi l besitzen, um die aus den be-
schriebenen Aufgaben resultierenden 
Anforderungen erfüllen zu können. Hier-
bei handelt es sich um Qualifi kationen 
und Kompetenzen, die bei der Einstel-
lung vorliegen sollen, in der Ausbildung 
vermittelt werden und durch lebenslan-
ges Lernen in Form von Fortbildungen 
weiterentwickelt werden müssen. 

E

„Mit der Umsetzung der ge-
meinsamen Muster-Prüfungs-
ordnung wird die Einheit-
lichkeit der Quali� zierung 
und Befähigung der Aufsichts-
personen sichergestellt.“
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Entwicklungen in der Arbeits- 
und Bildungswelt 
Technische, wirtschaftliche und politische 
Entwicklungen sowie ein umfassender 
Wertewandel in der Gesellschaft führten 
in den letzten Jahren zu teilweise gravie-
renden Veränderungen in der Arbeits- 
und Bildungswelt, die sich in der Zukunft 
noch weiter beschleunigen können. Diese 
Entwicklungen haben unmittelbare Aus-
wirkungen auf den Arbeitsschutz und die 
Präventionsarbeit der Unfallversicherung. 
Stichworte dieser Entwicklung wie Vorga-
ben der Europäischen Union, Globalisie-
rung, rasante Technologie-Entwicklung, 
demografischer Wandel oder der Über-
gang von einer ursprünglich industriell 
geprägten Gesellschaft zu einer Dienst-
leistungs- und Wissensgesellschaft sind 
den Verantwortlichen im Arbeits- und Ge-

sundheitsschutz bekannt. Diese Entwick-
lungen zeigen bereits jetzt erhebliche Wir-
kungen auf die Mitgliedsunternehmen der 
gesetzlichen Unfallversicherung und müs-
sen bei der Qualifi zierung der Aufsichts-
personen berücksichtigt werden. 

Alte Branchen verlieren ihre Bedeutung. 
Neue Branchen wie Medienbetriebe, Ge-
sundheits- und Freizeitdienstleistungen, 
Callcenter, Logistikbetriebe sowie die Ent-
wicklung der elektronischen Verwaltung 
treten in den Vordergrund. Unternehmens-
strukturen verändern sich teilweise rasant. 
Aus festgefügten Einheiten werden lose 
Netzwerke, nicht selten begleitet von ei-
nem raschen Wechsel der Unternehmens-
formen und Eigentumsverhältnisse. Große 
Verwaltungen sind geprägt durch Outsour-
cing- und Reorganisationsprozesse. 

Neue Arbeitsstrukturen, Produkte und 
Prozesse erfordern eine entsprechende 
Gestaltung der Arbeit. Veränderte und 
sich kurzzeitig ändernde Arbeitsbedin-
gungen erfordern Flexibilität, Lernfähig-
keit und Lernbereitschaft der arbeitenden 
Menschen. Psychische Belastungen aus 
der Arbeit, insbesondere aus der zu be-
wältigenden Arbeitsmenge, der Arbeits-
organisation, der Arbeitsverdichtung, 
der Hinwendung zum Dienstleister und 
der Alterung der Belegschaft nehmen zu. 
Auch veränderte Belastungskonstellati-
onen führen zu veränderten Beanspru-
chungen der arbeitenden Menschen. 
Diesen Entwicklungen muss sich die 
Prävention der Unfallversicherung stel-
len; ihre Aufsichtspersonen müssen für 
diese Herausforderungen entsprechend 
qualifi ziert sein.  ▸
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Bildungseinrichtungen in Deutschland 
haben immer häufi ger die Aufgabe, sich 
mit Erziehungs- und Sozialisationspro-
blemen zu beschäftigen. Gewalt an Schu-
len ist hierbei nur ein aktuelles Thema. 
Verkürzung der Schulzeit, zunehmende 
Selbstständigkeit der Schulen und damit 
einhergehend eine Aufhebung der kla-
ren Abgrenzung zwischen innerem und 
äußerem Schulbereich, der Wandel der 
Halbtagsschule zur Ganztagsschule, die 
Veränderung der Aufsichtsstrukturen und 
die Einführung von Bildungsplänen sind 
Teil des derzeitigen Veränderungsprozes-
ses. Durch diese Entwicklung ändern und 
erweitern sich vor allem die Aufgaben der 
Erzieherinnen, Erzieher und Lehrkräfte. 

Neben den klassischen Aufgaben wie der 
Vermittlung von Fertigkeiten wie Schrei-
ben, Lesen, Rechnen und der Lehre von 
Fremdsprachen oder Naturwissenschaf-
ten haben Bildungseinrichtungen nun 
auch die Aufgabe, Kindern und Jugendli-
chen die Kompetenzen zu vermitteln, die 
sie in die Lage versetzen, den Anforderun-
gen der Arbeitswelt gerecht zu werden. 

Die Integration von Prävention und Ge-
sundheitsförderung in den Alltag der 
Bildungseinrichtungen ist eine zentrale 
Aufgabe der Unfallversicherung. Für die 
Unterstützung und Beratung der Schule, 
ihrer Erzieherinnen, Erzieher und Lehr-
kräfte, muss die Aufsichtsperson geschult 
sein. 

Präventionsau� rag 
der Unfallversicherung 
Die Präventionsarbeit der Unfallversiche-
rung hat sich in den letzten Jahren vor 
dem Hintergrund der Entwicklungen in 
der Arbeits- und Bildungswelt erheblich 
gewandelt: Von einer überwiegend tech-
nisch ausgerichteten Unfallverhütung hin 
zu einer sowohl die Arbeitsverhältnis-
se als auch das Verhalten der Menschen 
umfassenden Prävention. Unter Präven-
tion versteht man heute alles, was dazu 
dient, Sicherheit und Gesundheit bei der 
Arbeit und in Bildungseinrichtungen zu 
gewährleisten. Prävention schließt auch 
Aspekte der Sicherheitserziehung und 
Gesundheitsförderung mit ein. Mit die-
sem modernen Verständnis leistet Prä-

vention einen wichtigen Beitrag zum Er-
folg der Betriebe und zur Qualität von 
Bildungseinrichtungen. Das Positionspa-
pier der Selbstverwaltung zur Prävention 
beschreibt hierzu aktuelle Standpunkte 
und Zielprojektionen der Präventionsar-
beit der Unfallversicherung (siehe DGUV 
Forum 1 / 09 Seite 19 ff .).

Die Aufsichtspersonen übernehmen eine 
zentrale Aufgabe der Präventionsarbeit 
der Unfallversicherung, nämlich die Be-
ratung der Betriebe und Bildungseinrich-
tungen. Sie gestalten als aktive Dienst-
leister die Kommunikation zwischen der 
Unfallversicherung und den Mitglieds-
betrieben. Grundlage für die heutige Ar-
beit der Aufsichtspersonen ist eine sys-
tematische Beurteilung der Belastungen 
und Gefährdungen, die im Rahmen einer 
Betriebsbesichtigung durchgeführt wird. 
Auf der Basis der Ergebnisse dieser Beur-
teilung übernimmt die Aufsichtsperson 
die Aufgaben eines überbetrieblichen 
Unternehmensberaters mit dem Ziel, 
die betrieblichen Präventionsbemühun-
gen zu fördern, gegebenenfalls Verän-

Angehende Aufsichtspersonen müssen Belastungen und Gefährdungen systematisch beurteilen können.
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derungsprozesse anzustoßen und zu 
begleiten. In diesem Rahmen muss die 
Aufsichtsperson als Generalist über ein 
breites Grundlagenwissen verfügen. Für 
besondere Fragestellungen und Problem-
lösungen bleibt sie gleichzeitig der Spe-
zialist, der je nach Anforderung andere 
Fachleute am Prozess beteiligt. Hierzu 
benötigt die Aufsichtsperson ein umfas-
sendes Methodeninventar. Sie kennt das 
gesamte Spektrum der modernen Präven-
tionsarbeit und weiß es zu vermitteln. Sie 
erfüllt durch ihren Überwachungsauftrag 
die vielfältigen Aufgaben bei Bedarf mit 
dem erforderlichen Nachdruck. 

Die Aufsichtsperson führt aber nicht 
nur fachliche Überwachungs- und Be-
ratungstätigkeiten zielgerichtet und 
schwerpunkt orientiert aus, sondern 
nimmt auch Tätigkeiten in der Aus- und 
Weiterbildung wahr. Bei der Erarbeitung 
beziehungsweise Überarbeitung und 
Aktualisierung von Unfallverhütungs-
vorschriften, Regeln für Sicherheit und 
Gesundheit, technischen Regeln und 
Normen bringt die Aufsichtsperson ih-
ren Sachverstand und ihre praktische 
Erfahrung in den einschlägigen Gremi-
en mit ein. Dabei arbeitet sie mit Ver-
tretern der Industrie, der Behörden, der 
Verbände und der Wissenschaft zusam-
men. Diese Tätigkeit erfordert nicht nur 
Fachkenntnisse, sondern darüber hinaus 
auch sprachliche Fähigkeiten, Verhand-
lungsgeschick und Durchsetzungsvermö-
gen. Die Aufsichtsperson erbringt auch 
Dienstleistungen für die Verwaltung, in-
dem sie zum Beispiel bei Berufskrankhei-
ten-Ermittlungen, Ausnahmeanträgen, 
Veranlagungen zum Gefahrtarif oder bei 
Bußgeld- und Regressverfahren einge-
bunden wird. Die vielfältigen Einsatzge-
biete und Tätigkeitsfelder der Aufsichts-
personen leiten sich insbesondere aus 
dem Katalog der Präventionsdienstleis-
tungen der Unfallversicherung ab:

Präventionsdienstleistungen 
Anreizsysteme 
∙  Schaff ung von Anreizen zur Förderung 

präventiven Verhaltens

Beratung
∙  Verhütung von Arbeitsunfällen, Be-

rufskrankheiten und arbeitsbedingten 
Gesundheitsgefahren

∙  Gezielte Motivation und Information

Ermittlung
∙  nach Unfällen, zur Gefahrtarifeinstufung, 

in Zusammenhang mit Messungen

Forschung, Entwicklung, 
Modellprojekte
∙  Klärung von ursächlichen Zusammen-

hängen zwischen Einwirkungen und 
Auswirkungen auf Sicherheit und Ge-
sundheit

Information und Kommunikation
∙  Systematisches Erreichen der Zielgrup-

pen
∙  Aufbau von Kooperationen 
∙  Vermittlung und Austausch von Er-

kenntnissen und Fachwissen

Prüfung und Zerti� zierung
∙  Aufdecken von arbeitsschutzrelevan-

ten und ergonomischen Mängeln an 
Produkten

∙  Einflussnahme auf sicherheitstech-
nische und gesundheitsgerechte Be-
schaff enheit von Produkten

∙  Bereitstellen von Auswahlhilfen für 
den betrieblichen Einkauf

Regelwerk
∙  Erarbeiten von Vorschriften, Regeln 

und Normen in aktueller, verständli-
cher und praxisorientierter Weise

∙  Aktive Mitarbeit in Gremien der Unfall-
versicherungsträger und staatlichen 
Ausschüssen unter Wahrung derer In-
teressen 

∙  Setzen von Standards aufgrund von Er-
fahrungen, Erkenntnissen und Rück-
kopplung mit den Betrieben

Quali� zierung
∙  Vermittlung von Wissen, Fertigkeiten 

und Einstellungen 
∙  Vertiefungsmöglichkeiten für besonde-

re Präventionsthemen

Überwachung
∙  Verhütung von Arbeitsunfällen, Be-

rufskrankheiten und arbeitsbedingten 
Gesundheitsgefahren 

∙  Sicherstellung und gezielte Motivati-
on zur Wahrnehmung der Eigenver-
antwortung des Unternehmers im Be-
reich Sicherheit und Gesundheit

∙  Feststellung und Durchsetzung der 
Pfl ichten eines Unternehmens im Be-
reich Sicherheit und Gesundheit

Kompetenzpro� l der Aufsichtsperson
Aus dem Tätigkeitsspektrum der Auf-
sichtsperson ergeben sich grundlegende 
Anforderungen an die Qualifi kation. Diese 
umfasst neben den fachlichen Kompeten-
zen (Fähigkeiten, Fertigkeiten, Kenntnis-
se) auch methodische und soziale sowie 
Persönlichkeitskompetenzen (Einstel-
lungen, Motivation, Wertehaltung). Alle 
Kompetenzen zusammen sind Grundla-
ge für die Handlungskompetenz der Auf-
sichtsperson. Der Erfolg ihrer Arbeit setzt 
interdisziplinäres, kooperatives Vorge-
hen voraus. Wichtiger Bestandteil der 
Aufgabenerfüllung ist die Betrachtung 
des Arbeitssystems im Zusammenwirken 
von Maßnahmen im technischen, orga-
nisatorischen und personellen Bereich. 
Die Kombination von Theorie und Praxis 
kombiniert aus branchenübergreifendem 
und branchenspezifischem Wissen und 
Handeln gibt der Aufsichtsperson sowohl 
das Fundament zur Ausübung ihrer Gene-
ralistenrolle als auch die Möglichkeit zur 
Spezialisierung.  ▸

„Aufsichtspersonen verfügen als Generalisten über ein breites Grundlagenwissen. Für besondere 
Fragestellungen und branchenbezogene Problemlösungen sind sie aber gleichzeitig Spezialisten, 
die je nach Anforderung auch andere Fachleute am Prozess beteiligen.“
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Tabelle 1: Erforderliche fachliche, methodische und soziale Kompetenzen 
der Aufsichtsperson 

Fachkompetenz Methodenkompetenz Sozialkompetenz

∙  Branchenbezogenes Fachwissen bezüg-
lich des ganzheitlichen Ansatzes von 
Sicherheit und Gesundheit im Betrieb 
und in Bildungseinrichtungen

∙  Branchenübergreifendes Wissen
∙  Kenntnisse des Rechtssystems, insbe-

sondere Grundzüge des Verfassungs-
rechts des Sozialversicherungsrechtes, 
des Rechts der gesetzlichen Unfallversi-
cherung, des staatlichen Arbeitsschutz-
rechtes, des allgemeinen Verwaltungs-
rechtes 

∙  Fähigkeit zur Veranlassung 
rechtssicherer Maßnahmen

∙  Kenntnisse über Gefährdungen
 und Belastungen in Betrieben 
und Bildungseinrichtungen

∙  Fähigkeit, Gefährdungen und Belastungen 
im Betrieb sowie angemessene Problem-
lösungen zu erkennen

∙  Kenntnisse über Unternehmensorgani-
sation und Wirtscha� lichkeit

∙  Kenntnisse über Managementsysteme
∙  Kenntnisse über das Zusammenwirken 

mit inner- und außerbetrieblichen 
Stellen, insbesondere mit der Betriebs-
vertretung und den für den Arbeitsschutz 
zuständigen staatlichen Stellen

∙  Fähigkeit, Fachwissen zu 
nutzen, zu kombinieren 
und zu ergänzen

∙  Entwicklung von 
Abstraktionsfähigkeit, 
Lernbereitscha� , System-
denken, Planungs-, 
Problemlösungs- und 
Entscheidungsfähigkeit

∙  Methoden der 
Wirtscha� lichkeits-
betrachtung

∙  Kenntnisse in Rhetorik, 
Präsentations- 
und Kreativitätstechnik

∙  Kenntnisse in 
EDV-Anwendungen

∙  Kenntnisse im 
Informations- und 
Wissensmanagement, 
einschließlich einer 
Netzwerkentwicklung

∙  Kenntnisse in der 
Ö� entlichkeitsarbeit

∙  Organisationsfähigkeit
∙  Kenntnisse im Zeit- 

und Ressourcen-
management

∙  Kooperations-
fähigkeit

∙  Kommunikati-
onsfähigkeit

∙  Toleranz
∙  Konfliktfähigkeit
∙  Verantwortungs-

bewusstsein
∙  Teamfähigkeit
∙  Überzeugungs-

fähigkeit
∙  Durchsetzungs-

fähigkeit
∙  Moderations-

fähigkeit
∙  Führungsfähig-

keit
∙  Fähigkeit zur 

Zielorientierung 
∙  Fähigkeit zu 

motivieren
∙  Kenntnisse 

in Gesprächs-
führung

Die Aufsichtsperson nutzt bei der Erfül-
lung des gesetzlichen Präventionsauftra-
ges ihre Fach-, Methoden- und Sozialkom-
petenz, die sie durch 
∙  ein abgeschlossenes Hochschul- oder 

Fachhochschulstudium in den Berei-
chen Ingenieurwissenschaften, Natur-
wissenschaften oder einer dem zukünf-
tigen Einsatzbereich entsprechenden 
Fachrichtung, 

∙  praktische betriebliche Kenntnisse, die 
sie durch eine mindestens zweijährige, 
diese Vorbildung voraussetzende und 
dem späteren Tätigwerden als Auf-
sichtsperson förderliche Vollzeittätig-
keit und 

∙  die Ausbildung zur Aufsichtsperson 
erworben hat. 

Eine Zusammenstellung der fachlichen, 
methodischen und sozialen Kompeten-
zen, die eine Aufsichtsperson benötigt, 
ist in Tabelle 1 (Auszug aus dem Berufs-
rollenverständnis der Aufsichtsperson 
mit Hochschulqualifi kation) aufgelistet. 
Sie werden in den vielfältigen Einsatz-
bereichen der Aufsichtsperson in unter-
schiedlicher Ausprägung und Detailtiefe 
gefordert. 

Basisquali� kation 
Die in der Ausbildung zu erwerbenden 
Kompetenzen bauen auf einer Basis-
qualifikation der Aufsichtsperson auf, 
die ebenfalls im Berufsrollenverständ-
nis aufgeführt ist. Die Basisqualifi kation 
umfasst solche Kenntnisse, Fertigkeiten 

und Fähigkeiten, die es der Aufsichtsper-
son ermöglichen, auch unvorhergesehe-
ne oder neu entstehende Aufgaben zu er-
schließen und zu bewältigen. Mit ihnen 
ist das Beherrschen von Aufgaben in den 
unterschiedlichsten konkreten Situatio-
nen möglich. Die Basisqualifi kationen er-
möglichen, mit der Fülle von konkreten 
Einzelaufgaben zielorientiert und eff ektiv 
umzugehen. Hierzu gehören: 

∙  Einschätzungsvermögen des jeweiligen 
Handlungsbedarfs, der Gestaltungs-
felder und der Gestaltungserforder-
nisse

∙  Fähigkeiten, Probleme zu erkennen, 
aufzugreifen und an die richtige Stelle 
transportieren zu können

∙  Einschätzungsvermögen bezüglich des 
Erkennens von Chancen, Veränderun-
gen durchsetzen zu können

∙  Fähigkeiten, innovative Ansätze zur 
Verbesserung zu erkennen, aufzugrei-
fen und weiterzuentwickeln

∙  Transferkompetenz zur Übertragung 
von Gelerntem auf andere Gebiete, Be-
reiche und Aufgaben

∙  Teamfähigkeit 

Basisqualifi kationen müssen bereits bei 
der Einstellung einer Aufsichtsperson im 
Vorbereitungsdienst weitgehend vorhan-
den sein. Die akademische Ausbildung 
und die anschließende Berufserfahrung 
werden ebenfalls vorausgesetzt. Diese 
Vorbildungen werden im Rahmen der 
Ausbildung zur Aufsichtsperson durch 
die Beschäftigung mit den Aufgaben der 
Aufsichtspersonen zwar erweitert, diese 
Schlüsselqualifi kationen werden jedoch 
nicht erneut vermittelt. Daher muss es 
im Interesse eines jeden Unfallversiche-
rungsträgers sein, bei der Einstellung da-
rauf zu achten, dass die auszubildende 

„Eine anspruchsvolle Aufgabe: Das neue Berufsrollenverständnis setzt neben den fachlichen 
und methodischen Kenntnissen auch soziale Kompetenzen voraus. Die Basisqualifikationen 
hierfür müssen schon für den Vorbereitungsdienst weitgehend vorhanden sein.“
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Manfred Rentrop
Leiter der Abteilung Sicherheit 
und Gesundheit der DGUV
E-Mail: manfred.rentrop@dguv.de

Aufsichtsperson über diese Basisqualifi -
kation bereits verfügt. 

Der neuen Muster-Prüfungsordnung 
wurde kein neuer Ausbildungsplan bei-
gegeben. Anders als im bisherigen ge-
werblichen Bereich mit einer eigenen Aus-
bildungsordnung beziehungsweise mit 
einem dezidierten Ausbildungsplan im 
öff entlichen Bereich werden in der neuen 
gemeinsamen DGUV Muster-Prüfungsord-
nung Eckpunkte, Kriterien und Themen-
felder der Ausbildung festgeschrieben, 
insbesondere durch die im Satzungsrecht 
verbindlichen Festlegungen im Berufsrol-
lenverständnis. 

Die Muster-Prüfungsordnung legt in § 2 
die notwendige Vorbildung fest und be-
schreibt in § 3 verbindlich, welche Kennt-
nisse, Fertigkeiten und Kompetenzen in 
Praxis und Theorie entsprechend dem 
Berufsrollenverständnis erworben wer-
den müssen. Mit dieser Art der Beschrei-
bung der notwendigen Ausbildungsin-
halte ist ein Höchstmaß an Flexibilität 

gewährleistet, ohne den engen Rahmen 
der notwendigen Einheitlichkeit und 
Nachvollziehbarkeit zu verlassen. Sobald 
die neue Ausbildung der Aufsichtsperso-
nen mit konkreten Lehreinheiten steht, 
wird sie den Unfallversicherungsträgern 
als Muster zur Verfügung gestellt. Bis da-
hin erfolgt die konkrete Ausbildung noch 
nach den bewährten alten Ausbildungs-
plänen. 

Lebenslanges Lernen
Nach Ausbildung und Prüfung ist ein Pro-
zess zu initiieren, der es der Aufsichtsper-
son ermöglicht, systematisch und anfor-
derungsgerecht weitere Handlungs- und 
Gestaltungskompetenzen zu erwerben. 
Der Prozess des lebenslangen Lernens 
wird damit zu einer Grundvoraussetzung 
der Aufsichtsperson, sich den kontinuier-
lichen Veränderungen der Arbeits- und 
Bildungswelt erfolgreich zu stellen und 
das Präventionsverständnis und die Prä-
ventionsdienstleistungen der Unfallver-
sicherung vermitteln zu können. Jeder 
Unfallversicherungsträger ist gefordert, 

die Fortbildung und Potenzialförderung 
seiner Aufsichtspersonen im Rahmen der 
gemeinsamen Vorgaben der DGUV zu ge-
stalten. ●

Aufsichtspersonen brauchen nicht nur Sachverstand, sondern auch sprachliche Fähigkeiten, Verhandlungsgeschick 
und Durchsetzungsvermögen.
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Hat Ihre Studie besonderen Verbesse-
rungsbedarf in Sachen betrieblicher 
Hautschutz aufgedeckt?
Interessanterweise verwendeten die Interessanterweise verwendeten die 
Probanden, die in der Vergangenheit an Probanden, die in der Vergangenheit an 
einer Hauterkrankung litten, häufi ger einer Hauterkrankung litten, häufi ger 
Hautschutz und Hautpflegepräparate Hautschutz und Hautpflegepräparate 
als die vermeintlich haut gesunden Pro-als die vermeintlich haut gesunden Pro-
banden. Diese Beobachtung wurde auch banden. Diese Beobachtung wurde auch 
in einigen anderen Studien gemacht. Ein in einigen anderen Studien gemacht. Ein 
großes Potenzial für eine Verbesserung großes Potenzial für eine Verbesserung 
der korrekten Anwendung von Hautmit-der korrekten Anwendung von Hautmit-
teln besteht insbesondere darin, Perso-teln besteht insbesondere darin, Perso-
nen, die noch keine Hauterkrankung nen, die noch keine Hauterkrankung 
erfahren haben, zu überzeugen, Haut-erfahren haben, zu überzeugen, Haut-
schutz- und Hautpfl egepräparate anzu-schutz- und Hautpfl egepräparate anzu-
wenden. Dabei scheint in erster Linie wenden. Dabei scheint in erster Linie 
die Anwendung von Hautschutzmit-die Anwendung von Hautschutzmit-
teln erfolgbringend zu sein. teln erfolgbringend zu sein. 

Besonderes Augenmerk haben Sie 
auf die Wirksamkeit von Haut-
schutzpräparaten und Hautpfle-
gemitteln gerichtet. Das sind 
doch wichtige Elemente des von 
den Unfallversicherern vertrete-
nen Hautschutzkonzeptes. Gab 
es denn berechtigte Zweifel am 
Nutzen der Präparate?
Obwohl das dreistufige Haut-Obwohl das dreistufige Haut-
schutzkonzept seit vielen Jahr-schutzkonzept seit vielen Jahr-
zehnten verbreitet und umge-zehnten verbreitet und umge-
setzt wird, fehlte bislang eine setzt wird, fehlte bislang eine 
wissenschaftliche Grundla-wissenschaftliche Grundla-
ge. Der Vergleich von Haut-ge. Der Vergleich von Haut-
schutzmitteln gegenüber schutzmitteln gegenüber 
den Salbengrundlagen den Salbengrundlagen 
konnte eine Überlegenheit konnte eine Überlegenheit 

Interview

Wirksamkeit von Hautschutzpräparaten 

Mehr als 1.000 männliche Probanden, die im Arbeitsleben stehen, haben an einer Studie 
zum Thema Hautschutz teilgenommen. Insgesamt vier Kontrollgruppen testeten im Zeitraum 
von Winter 2006 / 07 bis zum Frühjahr 2008 Hautschutz- und Hautpflegemittel. DGUV Forum 
befragte hierzu Prof. Dr. Hans Drexler, Direktor des Instituts und Poliklinik für Arbeits-, Sozial- 
und Umweltmedizin an der Universität Erlangen-Nürnberg.

Herr Professor Drexler, Sie sind in 19 Me-
tallbetrieben der Frage nachgegangen, 
welchen Gefährdungen die Haut der Be-
schäftigten ausgesetzt ist und was der 
optimale Einsatz von Hautmitteln bringt. 
Was hat Sie am meisten überrascht?
Wirklich überrascht hat mich der hohe 
Anteil von Arbeitnehmern mit Hautprob-
lemen. Über 50 Prozent aller Untersuch-
ten gaben an, dass bei ihnen am derzeiti-
gen Arbeitsplatz schon mindestens einmal 
Hautprobleme an den Händen aufgetreten 
seien.

Welche Situation haben Sie in den Betrieben
vorgefunden? Spielt Hautschutz dort eine 
wichtige Rolle?
Als ich die Studie konzipiert hatte, wollte 
ich speziell in metallverarbeitende klein- 
und mittelständische Unternehmen (KMU) 
gehen, da hier eine hohe Hautbelastung 
vorliegt. Ich habe Arbeitsplätze angetrof-
fen, wie ich sie mir vorgestellt habe, al-
so mit hoher Hautbelastung und nicht 
optimalem betrieblichen Hautschutz. 
Unser Fokus lag in der Wirksamkeit von 
Hautschutzmitteln und Hautpflegemit-
teln. Die Empfehlungen zum Einsatz von 
Hautschutzmitteln und Hautpfl egemitteln 
wurden nur von 28 Prozent der Probanden 
beachtet. Ein Anteil von 30 Prozent der 
Beschäftigten verzichtete komplett auf die 
Anwendung von Hautschutzmitteln, und 
eine andere, ebenso große Gruppe wen-
dete ausschließlich Hautschutzmittel an. 
Etwa 14 Prozent der Probanden wendeten 
nur Hautpfl egeprodukte an und verzichte-
ten auf Hautschutzmittel. 
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Prof. Dr. med. Hans Drexler ist seit 
April 2000 Direktor des Instituts für 
Arbeits-, Sozial- und Umweltmedizin 
der FAU Erlangen-Nürnberg. Zudem 
ist er Vizepräsident der Deutschen 
Gesellscha�  für Arbeits- und Umwelt-
medizin e. V. sowie Mitglied weiterer 
wissenschaftlichen Gesellschaften 
und Arbeitsgruppen.

E-Mail: Hans.Drexler@rzmail.uni-
 erlangen.de, Telefon: 09131 / 85-22312

Hautschutzpräparate im Test
Im Projekt „Vergleichende Untersuchung 
zur Überprüfung der Wirksamkeit von 
Hautschutzpräparaten im Rahmen des 
dreistu� gen Hautschutzplans – Gefähr-
dungsanalyse und Schutzmaßnahme“ 
ermittelten Arbeitsmediziner der Uni-
versität Erlangen-Nürnberg, wie sich 
der Hautzustand von Beschä� igten mit 
Kontakt zu Kühlschmiersto� en über ei-
nen Zeitraum von zwölf Monaten entwickelt. In einem Teil der insgesamt 19 aufge-
suchten metallverarbeitenden Betriebe wurden die Arbeitnehmer gezielt motiviert, 
sowohl Hautschutz- als auch Hautpflegemittel anzuwenden. In anderen Betrieben 
wurde lediglich der Einsatz eines der beiden Produkte verstärkt, in einer vierten 
Gruppe erfolgte keine besondere Intervention. Den E� ekt dieser Maßnahmen er-
fassten die Forscher durch eine standardisierte visuelle Kontrolle der Hände. Am 
Ende lagen Hautbefunde für 800 männliche Arbeitnehmer vor. Die Studie wurde 
von der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) � nanziell unterstützt. 
Der Leiter der Studie, Professor Dr. Hans Drexler, ist Direktor des Erlanger Instituts 
für Arbeits-, Sozial- und Umweltmedizin und Vorstandsmitglied der Arbeitsgemein-
scha�  für Berufs- und Umweltdermatologie (ABD). 

Ein Steckbrief und der Abschlussbericht des Projektes � nden sich unter: 
www.dguv.de > Webcode d71229

diesen Studien kein Wirksamkeitsnach-
weis für Hautschutzmittel abgeleitet wer-
den konnte. 

In diesem Zusammenhang darf auch nicht 
verschwiegen werden, dass in Einzelfäl-
len Sensibilisierungen und allergische Er-
krankungen aufgetreten sind, die durch 
Inhaltsstoff e von Hautmitteln ausgelöst 
werden. Dies kommt nur sehr selten vor, 
muss allerdings berücksichtigt werden, 
wenn eine Nutzen-Risiko-Betrachtung 
angestellt werden soll.

Woran konkret haben Sie die Wirksamkeit 
der Hautmittel festgemacht? 
Wir haben eine sogenannte Interventions-
studie durchgeführt. Innerhalb eines 
Jahres haben wir Arbeitnehmer dreimal 
untersucht. Jeweils ein Viertel der Unter-
suchten wendete Hautschutz- und Haut-
pflegemittel, nur Hautschutzmittel, nur 
Hautpflegemittel oder überhaupt keine 
Hautmittel an. Für die Untersuchung ha-
ben wir einen Hautscore entwickelt, eine 
Bewertungsskala für den Hautzustand, 
wie ihn ein Dermatologe durch eine 

visuelle Kontrolle feststellt. Die bereits 
vorhandenen Hautscores wurden für 
klinische Bereiche geschaff en, das heißt 
zur Beurteilung unterschiedlicher Thera-
pieerfolge bei manifesten Handekzemen. 
Für eine präventive Zielsetzung wären 
diese Hautscores zu wenig sensitiv. Wir 
haben den so ermittelten Hautbefund 
jedes einzelnen Mitarbeiters mit seinem 
eigenen Ausgangshautbefund quantitativ
vergleichen können. 

Dabei zeigte sich auf Gruppenbasis, dass 
sich die Hautbefunde der Probanden, die 
keinerlei Hautmittel anwendeten, inner-
halb eines Jahres verschlechterten. Die 
Hautbefunde der Personen, die nur Haut-
pfl ege anwendeten, blieben im Wesentli-
chen unverändert, und die Hautbefunde 
der Personen, die Hautschutz und Haut-
pfl ege beziehungsweise nur Hautschutz 
anwendeten, hatten sich verbessert.

Nun aber zur entscheidenden Frage: 
Welchen nachweislichen Vorteil bringt 
der Einsatz von Hautschutzpräparaten 
und Hautpfl egemitteln? ▸
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Es gibt auch Studien, die zeigen, dass unter Es gibt auch Studien, die zeigen, dass unter 
Anwendung von Hautmitteln die Irritatio-Anwendung von Hautmitteln die Irritatio-
nen der Haut zunahmen. In einer weiteren nen der Haut zunahmen. In einer weiteren 
Studie wurden zwei Hautschutzmittel und Studie wurden zwei Hautschutzmittel und 
zwei Hautpfl egemittel miteinander vergli-zwei Hautpfl egemittel miteinander vergli-
chen. Dabei zeigte sich, dass die Personen, chen. Dabei zeigte sich, dass die Personen, 

die Hautpfl egemittel an-die Hautpfl egemittel an-
wendeten, einen wendeten, einen 

Vo r t e i l  i m Vo r t e i l  i m 
Vergleich zu Vergleich zu 
denen zeig-denen zeig-
ten, die die ten, die die 

Hautschutz-Hautschutz-
präparate verwendeten. Un-präparate verwendeten. Un-

ter Anwendung der Hautschutz- ter Anwendung der Hautschutz- 
und Hautpfl egemittel wurden auch neu und Hautpfl egemittel wurden auch neu 

auftretende Hautveränderungen bei zuvor auftretende Hautveränderungen bei zuvor 
Hautgesunden beobachtet. 

Die veröff entlichten Studien, die positive Die veröff entlichten Studien, die positive 
Eff ekte eines Hautschutzkonzeptes zeig-Eff ekte eines Hautschutzkonzeptes zeig-
ten, hatten einen sehr breiten präventiven ten, hatten einen sehr breiten präventiven 
Ansatz, zum Beispiel Mitarbeiterschulun-Ansatz, zum Beispiel Mitarbeiterschulun-
gen, die Bereitstellung von Handschuhen gen, die Bereitstellung von Handschuhen 
und technischen Maßnahmen, sodass aus und technischen Maßnahmen, sodass aus 
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Die Verbesserung eines Hautscores ist 
natürlich kein Vorteil an sich, weder 
für den Beschäftigten noch für den Ar-
beitgeber. Die Frage ist, ob Erkrankun-
gen verhütet werden können, indem die 
Mitarbeiter die Hautschutzmittel korrekt 
anwenden. Was mich absolut überrascht 
hat, war die Tatsache, dass in der Grup-
pe, die keinerlei Hautmittel verwendete, 
drei Personen wegen einer Hauterkran-
kung der Hände arbeitsunfähig wurden, 
während in den anderen drei Gruppen 
keiner von einer Arbeitsunfähigkeit auf-
grund einer Hautkrankheit betroffen 
war. Auch die ärztlichen Behandlungen 
infolge einer Hauterkrankung waren in 
der Gruppe, die keinerlei Maßnahmen 
anwendete, doppelt so häufi g wie in der 
Gruppe, die Hautschutz- und Hautpfl e-
gepräparate verwendete. Ein schlech-
ter Hautscore kann somit als Vorstufe 
einer Hauterkrankung betrachtet wer-
den, die auch zu Arbeitsunfähigkeit füh-
ren kann. Der Nutzen des Einsatzes von 
Hautschutzpräparaten und Hautpfl ege-
mitteln besteht daher nicht nur in einer 
kosmetischen Verbesserung des Hautzu-
standes, sondern auch tatsächlich in der 
Verhütung von arbeitsbedingten Hauter-
krankungen. 

Welche neuen Erkenntnisse ergeben sich 
für die betriebsärztliche Praxis? Eignen 
sich beispielsweise die in Ihrer Studie 
eingesetzten Methoden wie die Messung 
des transepidermalen Wasserverlustes 
auch als Screeninginstrument für den 
Hautzustand der Beschäftigten? 
In Zeiten knapper werdender Ressourcen 
wird zunehmend die Forderung erhoben, 
dass medizinische Maßnahmen nur noch 
dann bezahlt werden können, wenn ihre
Wirksamkeit nachgewiesen, also evi-
denzbasiert, ist. Die vorliegende Studie 
wäre mit dem Evidenzgrad 1 b für die An-
wendung von Hautschutzmitteln zu be-
werten. Das entspricht einer sehr hohen 
Qualität des Wirksamkeitsnachweises. 
Unsere Untersuchung hat in Überein-
stimmung mit mehreren Studien ande-

rer Arbeitsgruppen auch gezeigt, dass 
sich der transepidermale Wasserverlust 
(TEWL) nicht als sinnvolles Instrument 
beim Screening von auff älligen Hautzu-
ständen einsetzen lässt. Der transepi-
dermale Wasserverlust zeigt eine Haut-
schädigung an, wenn man diese auch 
sehen kann. Die Untersuchung ist aber 
nicht sensitiver oder spezifi scher als die 
klinische Untersuchung beziehungswei-
se einer klinischen Untersuchung nicht 
überlegen. Für experimentelle Untersu-
chungen ist die Methode aber ein sehr 
wertvolles Instrument.

Wie sollte man die Hautmittel am besten 
verwenden? Können Sie uns besondere 
Empfehlungen geben?
Hautschutzmittel sollten vor der belas-
tenden Tätigkeit und Hautpflegemittel 
nach Beendigung der Tätigkeit angewen-
det werden. Allgemein bekannt, wenn 
auch nicht Gegenstand dieser Studie, ist 
die Tatsache, dass ungeeignete Hautrei-
nigungsmaßnahmen die Haut in aller Re-
gel mehr schädigen als die Arbeitsstoff e 
selbst. Die Anwendung von Hautschutz-
präparaten kann unter Umständen ei-
ne spätere Hautreinigung erleichtern, 
wodurch dann eine weitere, indirekte 
Schutzfunktion resultiert.

In Ihrer Studie haben Sie Metallarbeiter
betrachtet. Inwieweit lassen sich die 
Ergebnisse auf Berufe mit womöglich ganz 
anderen Belastungsprofi len übertragen?
Wir haben in unserer Studie gezielt Me-
tallarbeiter betrachtet: Sie sind ein gutes 
Beispiel für Arbeiten in feuchter Umge-
bung. Die Verschmutzung der Hände und 
die mechanische Belastung der Hände ist 
im Vergleich zu anderen Sparten wie dem 
Baugewerbe oder der Kfz-Instandhaltung 
geringer. Da in fast allen Betrieben was-
serlösliche Kühlschmiermittel zur Anwen-
dung kamen, lassen sich die Ergebnisse 
dieser Studie auf alle Feuchtarbeitsplät-
ze übertragen. Und dies stellt den größ-
ten Teil der hautgefährdenden Berufe dar. 
Für Arbeitsplätze, bei denen das Sensi-
bilisierungsrisiko im Vordergrund steht, 
beispielsweise beim Umgang mit Epoxid-
harzen, können aus dieser Studie weniger 
Erkenntnisse abgeleitet werden. Allerdings 
ist eine Hautirritation ein bekannter Risi-
kofaktor für den Erwerb einer Sensibili-
sierung, sodass die Gesunderhaltung der 
Haut auch vor einer Allergie schützt. ●

Das Interview führte Dr. Joachim 
Herrmann, Stabsbereich Prävention – 
Forschungsförderung, Deutsche 
Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV).

Hautschutz- und Hautpflegemittel beugen arbeitsbedingten Hauterkrankungen vor.
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Autor
Joachim Berger, Leiter des Referates 
Ernährung, Rohsto� e, Erste Hilfe und Per-
sönliche Schutzausrüstungen, Abteilung 
Sicherheit und Gesundheit der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung (SiGe)
E-Mail: joachim.berger@dguv.de 

Nachhaltigkeit der Präventionskampagne 

„Aktion: Sicherer Au� ritt“ 
Stolpern, rutschen und stürzen sind häu� ge Unfallursachen am Arbeitsplatz. Daher führten die
gewerb lichen Berufsgenossenscha� en und der Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossen-
scha� en (heute: DGUV) in den Jahren 2003 / 2004 eine gemeinsame Präventionskampagne 
„Aktion: Sicherer Au� ritt“ durch. Ziel war es, die meldepflichtigen Stolper-, Rutsch- und Sturz-
unfälle zu reduzieren.

ngesichts des Erfolges von bran-
chenbezogenen Kampagnen ein-
zelner Berufsgenossenschaften 

zu unterschiedlichen Themen des Ar-
beits- und Gesundheitsschutzes stellte 
sich die Frage, ob eine gemeinsame Kam-
pagne aller Berufsgenossenschaften ein 
geeigneter Präventionsansatz ist, die An-
zahl von Stolper-, Rutsch- und Sturzun-
fällen deutlich zu senken. Mit der Kam-
pagne „Aktion: Sicherer Auftritt“ wurde 
die gesamte gewerbliche Wirtschaft, alle 
Mitgliedsbetriebe und deren Beschäftigte 
direkt über Informationen und Aktionen 
angesprochen. Aktionsfeld war somit der 
Betrieb, aber auch die breite Öff entlich-
keit. Ein Blick in die lang-
jährige Unfallstatistik der 
Berufsgenossenschaften 
zeigte, dass Stolpern, Aus-
rutschen und (Ab-)Stürzen 
die häufigste Ursache für 
Arbeits- und Wegeunfälle 
waren. Mehr als 255.000 
Arbeitsunfälle jährlich in der gewerbli-
chen Wirtschaft bedeuteten, dass jeder 
fünfte Unfall Folge von Stolpern, Ausrut-
schen oder Stürzen war. Das war Grund 
genug, um im April 2003 die erste gemein-
same Präventionskampagne aller gewerb-
lichen Berufsgenossenschaften unter dem 
Titel „Aktion: Sicherer Auftritt“ zu starten 
und damit die Möglichkeiten und Kräfte 
aller Berufsgenossenschaften zu bündeln 
und auf ein gemeinsames Thema zu fokus-
sieren. Nach zwei Jahren und vielfältigen 
Aktivitäten der Berufsgenossenschaften 
konnte durch die Auswertung der Unfall-
ereignisse eine Senkung der absoluten 
Unfallzahlen, gemittelt über alle gewerb-
lichen Berufsgenossenschaften, um circa 
26 Prozent festgestellt werden. 

Nach diesem Erfolg blieb die Frage der 
Nachhaltigkeit noch off en. Welchen Ein-
fluss konnten die Aktivitäten auf die 
Entwicklung der Unfallzahlen in den 
Folgejahren nehmen? Haben sich die An-
strengungen gelohnt?

Eine Erfolgsbilanz setzte sich fort 
Die meldepfl ichtigen Arbeitsunfälle durch 
Rutschen, Stolpern und Stürzen (SRS) 
wurden daraufhin über die Laufzeit der 
Kampagne hinweg für die nächsten Jahre
weiter erfasst und zusammengestellt. Die 
Abbildungen 1 und 2 geben einen Überblick Abbildungen 1 und 2 geben einen Überblick Abbildungen 1 und 2
über die Entwicklung der meldepfl ichtigen 
Arbeitsunfälle im Betrieb in Bezug auf 

SRS-Unfälle. Festgehalten 
wurden die SRS-Unfälle 
absolut sowie bezogen auf 
1 Million Arbeitsstunden; 
Letzteres insbesondere um 
die Beschäftigungs- und 
Wirtschaftsentwicklungen 
im Betrachtungszeitraum 

mit zu berücksichtigen. Bei der Betrach-
tung des Anteils der Stolper-, Rutsch- und 
Sturzunfälle ist an den Gesamtunfällen je 
1 Million Arbeitsstunden deutlich zu er-
kennen, dass sich die während der Lauf-
zeit der Kampagne abgesunkenen Zahlen 
weiter auf dem erreichten niedrigen Niveau 
halten konnten. 

Die vielfältigen und ideenreichen Aktivi-
täten der gemeinsamen Kampagne „Akti-
on: Sicherer Auftritt“ haben ihr Ziel einer 
deutlichen Absenkung der SRS-Unfälle 
erreicht. Aber auch über die Laufzeit der 
Kampagne hinaus hat die Kampagne ei-
nen positiven Trend im Unfallgeschehen 
initiieren können, der sich in der Folge 
über mehrere Jahre fortgesetzt hat. ●

A

„Nach zwei Jahren 
konnten die abso-
luten Unfallzahlen 
um circa 26 Prozent 
reduziert werden.“

Abbildung 1: Gesamtunfälle absolut

Abbildung 2: Prozentualer Anteil SRS an Ge-
samtunfällen je 1 Millionen Arbeitsstunden
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Indien

Grundstein für Zusammenarbeit im Arbeitsschutz
Anfang März 2010 haben die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV), der indische 
Bundesstaat Maharashtra und der National Safety Council of India (NSC) in einem Memorandum 
gemeinsame Aktivitäten zur Verbesserung des Arbeitsschutzes und der sozialen Sicherung von 
Arbeitnehmern verabredet.

Wachstumsmotor Indien
Indien gewinnt zunehmend an internatio-
nalem Einfl uss. Die globale Wirtschaftskri-
se des letzten Jahres hat der Subkontinent 
gut überstanden. Mit einem Wachstum 
von 6,7 Prozent in 2009 war Indien nach 
China die am meisten wachsende Volks-
wirtschaft. Für das Jahr 2010 geht die in-
dische Regierung von einem Wachstum 
von über 7 Prozent aus. Deutsche Unter-
nehmen sind in Indien zunehmend tätig. 
Neben dem traditionell in Indien stark 
vertretenen Maschinenbau zeichnet sich 
zudem eine verstärkte Zusammenarbeit in 
der Fahrzeugindustrie ab. Im Bereich der 
erneuerbaren Energien besteht ebenfalls 
Kooperationspotenzial. Das Memorandum 
zur Förderung des Arbeitsschutzes und 
der sozialen Sicherheit kommt für deut-
sche Unternehmen und deren Mitarbei-
ter zum richtigen Zeitpunkt. Ein gemein-
sames deutsch-indisches Engagement im 
Arbeits- und Sozialschutz steht als fl ankie-
rende Maßnahme der guten Wirtschaftsbe-
ziehungen sowohl im Interesse der Arbeit-
nehmer als auch der Unternehmen. 

„Ein Arbeitsunfall kündigt 
sich nicht an, bevor er eintritt“
Die Bedeutung für in Indien tätige deut-
sche Unternehmen unterstrich auch 
der Generalkonsul der Bundesrepublik 
Deutschland in Mumbai, Dr. Walter Ste-
chel, in seiner Grußansprache anlässlich 
der Unterzeichnung des Memorandums. 
Er verwies mit Blick auf die künftige 
Zusammenarbeit auf eine wesentliche 
indische Eigenschaft: die Kreativität. 
Sie helfe, neue Wege zu beschreiten.

Auf die gegenseitigen Eff ekte der Koope-
ration legte der Hauptgeschäftsführer der 
DGUV, Dr. Joachim Breuer, besonderen 

Wert. Gerade die unterschiedlichen Le-
bens- und Arbeitsbedingungen in Indien 
und Deutschland ermöglichten es, vonei-
nander für die jeweils eigenen Systeme zu 
lernen, auch neue Ansätze und Ideen zu 
verfolgen. 

Der Generaldirektor des NSC, V. B. Sant, 
verglich das Memorandum mit dem Öff -
nen eines Fensters. Der Blick des NSC 
richtet sich neben der Förderung des Ar-
beits- und Gesundheitsschutzes in den 
Unternehmen auch auf Ideen für Anreiz-
systeme sowie die Verzahnung von Prä-
vention und Rehabilitation. 

Die Arbeitssekretärin des indischen Bun-
desstaates Maharashtra, Kavita Gupta, 
betonte die historische Einmaligkeit des 
Ereignisses. Es ist das erste internationale 
Memorandum im Bereich Arbeit und Sozi-
ales, das Maharashtra mit Zustimmung der 
indischen Bundesregierung unterzeichnet 

hat. Neue Impulse bei der praktischen Um-
setzung staatlicher Arbeitsschutzvorschrif-
ten stehen auf der Agenda der Arbeitsse-
kretärin. Dabei strebt sie ausdrücklich 
auch die Einbeziehung von Beschäftigun-
gen im unorganisierten Sektor an. In Indi-
en sind zirka 90 Prozent der arbeitenden 
Bevölkerung von Regelungen der sozialen 
Sicherheit sowie Arbeitsschutzvorschrif-
ten nicht erfasst, 1 eine der größten Grup-
pen sind Beschäftigte im Bausektor. 2

Soziale Absicherung ausbauen
Jüngsten Veröff entlichungen zufolge wird 
der Anwendungsbereich der Kranken- und 
Unfallversicherung ESI (Employees State 
Insurance) 3 ausgeweitet. 4 So sollen künf-
tig Unfälle auf dem Weg zur Arbeit abge-
sichert sein, zudem soll das ESI-System 
auf alle Unternehmen angewendet wer-
den, die zehn oder mehr Arbeitnehmer 
beschäftigen. Die Employees‘ State Insu-
rance Corporation (ESIC) soll mit lokalen 

Ein sicheres Arbeitsumfeld für alle Sektoren ist Ziel des Bundestaates Maharashtra.
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Behörden sowie privaten Institutionen 
Verträge über die medizinische Versor-
gung abschließen können. Neu ist auch, 
dass sich das medizinische Leistungssys-
tem Arbeitnehmern des unorganisierten 
Sektors öff net. 5 Die Versorgung und Ab-
rechnung erfolgt über eine Chipkarte, die 
die Inanspruchnahme medizinischer Ver-
sorgung ermöglicht. 6

Die Anliegen der indischen Partner fügen 
sich in die generellen politischen Ent-
wicklungen in Indien ein, die dahin ge-
hen, schrittweise den Schutz des sozialen 
Sicherungssystems ESI für weitere Bevöl-
kerungsgruppen einzuführen. Sie fügen 
sich auch in die 2009 verabschiedete na-
tionale Arbeitsschutzstrategie ein, die ein 
sicheres und gesundes Arbeitsumfeld als 
fundamentales Menschenrecht anerkennt 
und Schlüsselstrategien anführt, um Ar-
beitsunfälle und Berufskrankheiten zu 
vermeiden. 7

Gemeinsame Aktivitäten
Der Grundstein für das Memorandum 
wurde auf einem gemeinsam von der 
DGUV und dem NSC im Dezember 2009 
durchgeführten Workshop gelegt. Exper-
ten aus der Unfallversicherung und aus 
Unternehmen tauschten sich gemein-
sam mit ihren indischen Kollegen über 
die arbeitsschutz- und sozialrechtlichen 
Grundlagen ihrer Länder aus, sowie zu 
aktuellen Fragen des Arbeitsschutzma-

nagements, des Gesundheitsschutzes, 
des Katastrophenfallmanagements und 
der Ergonomie, hier insbesondere zum 
CUELA 8-System. Der deutsch-indische 
Expertenaustausch zeigte eindrucksvoll 
die unterschiedlichen gesellschaftlichen 
und sozialen Herausforderungen. Gerade 
hieraus ergaben sich aus Sicht der heuti-
gen Kooperationspartner reizvolle Ansät-
ze für eine gemeinsame Zusammenarbeit. 
Der in dem Memorandum vereinbarten 
Kooperation sollen alsbald Taten folgen.
In Planung sind derzeit gegenseitige 
Expertenbesuche, auf die sodann weitere 
Projekte aufbauen können. 

Die Kooperationspartner
Maharashtra ist fl ächenmäßig der dritt-
größte und bevölkerungsmäßig der zweit-
größte Bundesstaat Indiens. Es ist Indiens 
führender Industriestaat und einer der 
reichsten Bundesstaaten. Hauptstandorte 
der zahlreichen deutschen Firmennieder-
lassungen in Maharashtra sind Mumbai 
und Pune. Mumbai, ehemals Bombay, die 
Hauptstadt des Bundesstaats Maharasthra,
ist mit rund 14 Millionen Einwohnern 
die größte Stadt Indiens und mit rund 24 
Millionen Einwohnern zudem die fünft-
größte Metropolregion der Welt. Mumbai 
ist die Wirtschafts- und Finanzmetropole 
des Subkontinents. 

Der National Safety Council (NSC) ist eine 
von der indischen Regierung ins Leben ge-
rufene, unabhängige Einrichtung, die den 
Arbeits- und Gesundheitsschutz in den 
Betrieben fördert. Es handelt sich um ei-
ne nicht gewinnorientierte Organisation, 
in der neben Vertretern der Sozialpartner 
auch der Staat vertreten ist. Der NSC berät 
Unternehmen in allen Fragen des Arbeits-
schutzes, bietet Trainingsmaßnahmen an 
und führt Aufklärungsarbeit sowie Kam-
pagnen im Bereich des Arbeitsschutzes 
durch. Auch in Indien niedergelassene 
deutsche Unternehmen sind Mitglied des 
National Safety Council und profi tieren so 
unmittelbar von den deutsch-indischen 
Aktivitäten. ●

Autorin
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1 Hö� er, E.-M.: Wunder Indien, Soziale 
 Sicherung in einem aufstrebenden Land. 
 In: DGUV (Hrsg.): die BG, Berlin 2007, 
 He�  11, 2007, S. 446 � .

2 Ministry of Labour and Employment, Annual 
 report 2009 – 2010, Kapitel 8, S. 89 � ., 92.

3 Hö� er, E.-M.: Wunder Indien, Soziale 
 Sicherung in einem aufstrebenden Land. 
 In: DGUV (Hrsg.): die BG, Berlin 2007, 
 He�  11, 2007, S. 447, 448, Ministry of 
 Labour and Employment, Annual report 
 2009 – 2010, Kapitel 6, S. 71 � .

4 Pressemitteilung Ministry of Labour and 
 Employment vom 6. Mai 2010.

5 Pressemitteilung Ministry of Labour and 
 Employment vom 6. Mai 2010, The Times 
 of India, 20. März 2010 „Now, ESIC facilities 
 extended to cover unorganized sector“. 
 Pressemitteilung vom 26. April 2010.

6 Ministry of Labour and Employment, 
 Annual report 2009 – 2010, Kapitel 8, S. 91.

7 Pressemitteilung Ministry of Labour and 
 Employment vom 10. März 2010.

8 CUELA ist die Abkürzung für computerunter -
 stützte Erfassung und Langzeitanalyse von 
 Belastungen des Muskel-Skelett-Systems.

V. B. Sant, Kavita Gupta und Dr. Joachim 
Breuer unterschreiben das „Memoran-
dum of Understanding“ in Indien.
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Darstellung der Problematik
Zur Einführung in die Problematik wird ein 
erst- und ein sich anschließendes zweitin-
stanzliches Verfahren wiedergegeben: Zwi-
schen den Beteiligten ist die Gewährung ei-
ner Rente aus Anlass eines Arbeitsunfalls 
streitig. In der angefochtenen Verwaltungs-
entscheidung hatte der beklagte Unfallver-
sicherungsträger eine Entschädigung we-
gen Fehlens einer rentenberechtigenden 
Minderung der Erwerbsfähigkeit abge-
lehnt; die hiergegen gerichtete Klage wurde 
mit einer zwischenzeitlichen Verschlechte-
rung der Unfallfolgen begründet. Während 
des Klageverfahrens hat das Sozialgericht 
den Kläger am 1. Dezember 2008 mit ein-
fachem Brief darauf hingewiesen, dass 
keine weitere medizinische Sachverhalts-
aufklärung von Amts wegen beabsichtigt 
sei; unter Hinweis auf § 109 SGG wurde der 
Kläger gebeten, bis zum 2. Januar 2009 ei-
nen bestimmten Antrag zu stellen. Mit am 
23. Dezember 2008 bei dem Sozialgericht 
eingegangenem Schreiben beantragte der 
Kläger gemäß § 109 SGG die gutachtliche 
Anhörung eines bestimmten Arztes. Am 
29. Dezember 2008 gab das Sozialgericht 
dem Kläger auf, bis spätestens 30. Januar 
2009 einen Vorschuss auf die Kosten nach 
§ 109 Abs. 1 Satz 2 SGG in Höhe von 1.500,- 
Euro zu entrichten. Mit Schreiben vom 
3. Februar 2009 beantragte der Kläger nun-

Sozialgerichtliche Verfahren

Der Grundsatz des 
fairen Verfahrens 

Zu den wesentlichen Grundsätzen eines 
rechtsstaatlichen Verfahrens zählt das Recht 
auf ein faires Verfahren. Diese Aussage 
des Bundesverfassungsgerichts 1 hat auch 
Bedeutung für Streitverfahren in der 
Sozialgerichtsbarkeit, was nachfolgend 
am Beispiel einer erstinstanzlichen Streit-
sache aufgezeigt wird.

mehr, einen anderen Arzt 
gemäß § 109 SGG als Sachver-
ständigen zu hören. Am 6. Fe-
bruar 2009 wurde der Vorschuss 
auf die Kosten bei der Oberjustizkasse 
eingezahlt; die Zahlungsanzeige ging am 
16. Februar 2009 bei dem Sozialgericht ein. 
Mit einfachem Brief vom 9. Februar 2009 
teilte das Sozialgericht dem Kläger mit, der 
aufgegebene Vorschuss auf die Kosten sei 
bei der Staatskasse nicht fristgerecht einge-
gangen und die Streitsache sei zur Sitzung 
geschrieben. Am 12. Februar 2009 forderte 
der Kläger das Gericht unter Bezugnahme 
auf die zwischenzeitlich erfolgte Zahlung 
des Kostenvorschusses auf, nunmehr das 
Gutachten vom zuletzt benannten Gut-
achter einzuholen. Hierzu teilte das Sozi-
algericht dem Kläger am 17. Februar 2009 
mit, dass wegen der nicht fristgerechten 
Einzahlung des Vorschusses das Gutach-
ten gemäß § 109 SGG nicht eingeholt wer-
de. Am 4. März 2009 hat das Sozialgericht 
Termin zur mündlichen Verhandlung auf 
den 7. August 2009 bestimmt. Auf die er-
neute Aufforderung des Klägers vom 
14. Mai 2009, das Gutachten gemäß § 109 
SGG einzuholen, erging am 15. Mai 2009 
die Mitteilung an den Kläger, über die Ein-
holung des Gutachtens gemäß § 109 SGG 
werde die Kammer in der mündlichen Ver-
handlung entscheiden.

Mit 
Urteil
vom 7. August 
2009 hat das Sozial-
gericht die Klage abgewie-
sen. 2 Das erstinstanzliche Gericht hat 
sich auf die Feststellungen des beklagten 
Unfallversicherungsträgers gestützt; zur 
Einholung eines Gutachtens gemäß § 109 
SGG enthält das Urteil keine Aussage. 
Mit der hiergegen gerichteten Berufung 
macht der Kläger unter anderem geltend, 
das Sozialgericht habe die geringfügige 
Überschreitung zur Einzahlung des Kos-
tenvorschusses zum Anlass genommen, 
das Gutachten nach § 109 SGG nicht ein-
zuholen; obwohl der Kostenvorschuss be-
reits am 6. Februar 2009 eingezahlt wor-
den sei, habe das Sozialgericht erst in der 
mündlichen Verhandlung am 7. August 
2009 über das Klagebegehren entschie-
den, bis zu diesem Zeitpunkt hätte das 
beantragte Gutachten bereits vorliegen 
und Gegenstand der Sachentscheidung 
sein können. 
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*
1 BVerfG, Beschl. vom 8 . 10 . 1974 – 
 2 BvR 747 / 73. 

2 Sozialgericht Gelsenkirchen, Urt. vom 
 7 . 8 . 2009 – S 7 KN 225 / 08 U.

3 LSG Nordrhein-Westfalen, Urt. vom
 28 . 1 . 2010 – L 2 KN 212 / 09 U.

4 LSG Nordrhein-Westfalen am 28 . 1 . 2010
 unter Hinweis auf BSG, Urt. vom 28 . 11 . 1996 
 – 7 RAr 118 / 95.

5 BVerfG, Beschl. vom 15 . 4 . 2004 – 
 1 BvR 622 / 98; BVerfG, Beschl. 
 vom 23.10.2007– 2 BvR 2090 / 05.

6 BSG, Urt. v. 5.12.2001 – B 7 AL 2 / 01 R; in
 dieser Entscheidung stellt das BSG zudem 
 heraus, dass ein Verstoß gegen den 
 Anspruch auf ein faires Gerichtsverfahren
 gegeben ist, wenn das Gericht ohne 
 vorherigen Hinweis auf einen Gesichtspunkt
 abstellt, mit dem ein gewissenha� er und 
 kundiger Prozessbevollmächtigter nicht zu 
 rechnen brauchte.

7 BSG, Urt. vom 28 . 11 . 1996 – 7 RAr 118 / 95.

8 Köhler, ZFSH / SGB 2009, S. 457.

9 BVerfG, Beschl. vom 20 . 6 . 1995 – 
 1 BvR 166 / 93.

Das
Landes-

sozialgericht 
hat durch Urteil vom 

28. Januar 2010 die erstin-
stanzliche Entscheidung wegen eines we-
sentlichen Verfahrensmangels aufgehoben 
und die Sache zur erneuten Verhandlung 
und Entscheidung zurückverwiesen. 3 In 
den Mittelpunkt seiner Entscheidung stellt 
das Berufungsgericht die Verletzung des 
Grundsatzes des fairen Verfahrens durch 
das Sozialgericht, wonach es unzulässig 
ist, durch übermäßig strenge Handhabung 
verfahrensrechtlicher Schranken den An-
spruch auf gerichtliche Durchsetzung des 
materiellen Rechts unzumutbar zu verkür-
zen; formale Strenge dürfe im Prozess nicht 
ohne erkennbar schutzwürdigen Zweck 
praktiziert werden. 4 Gegen diesen Grund-
satz habe das erstinstanzliche Gericht des-
halb verstoßen, weil es ohne wesentliche 
Fristversäumnis die weitere Sachverhalts-
aufklärung abgelehnt und zugleich ange-
nommen habe, das Verfahren würde sich 

verzögern, ob-
wohl das Sozial-
gericht selbst 
die mündliche 
Verhandlung 
erst etwa ein 
halbes Jahr 
später termi-
niert  habe. 
Die Verfah-
rensgestal-
t u n g  s t e h e 
damit – so das 
Landessozial-
gericht – nicht 
i n  a n ge m e s-

senem Verhält-
nis zu dem auf 

Sachverhaltsauf-
klärung und Ver-

w i r k l i c h u n g  d e s 
materiellen Rechts ge-

richteten Verfahrensziel 
und lasse eine Rücksicht-

nahme auf Rechte des Klä-
gers vermissen. Der Grundsatz 

des fairen Verfahrens wird nach 
Auff assung des Berufungsgerichts 

schließlich auch dadurch verletzt, 
dass sich das Sozialgericht widersprüch-

lich verhalten habe, indem es zunächst in 
Aussicht stellte, im Termin zur mündlichen 
Verhandlung über den Antrag zu entschei-
den, dann aber weder in der mündlichen 
Verhandlung noch in den Entscheidungs-
gründen sich mit dem Antrag nach § 109 
SGG befasst habe. Das Landessozialge-
richt schließt sein Aufhebungsurteil mit 
der Feststellung, dem erstinstanzlichen 
Gericht sei es in erster Linie nicht um die 
Verwirklichung des materiellen Rechts ge-
gangen, sondern um eine schnelle, formale 
Beendigung des Rechtsstreits ohne weitere 
Sachverhaltsaufklärung.

Der Grundsatz des fairen Verfahrens 
im Einzelnen
Das Bundesverfassungsgericht leitet in stän-
diger Rechtsprechung aus Art. 2 Abs. 1 GG
in Verbindung mit dem Rechtsstaatsprin-
zip ein allgemeines verfassungsrecht-
liches Prozessgrundrecht auf ein faires 
Verfahren ab. 5 Gestützt auf diese Recht-
sprechung des Bundesverfassungsge-
richts wird in der Sozialgerichtsbarkeit 
die Pfl icht zur fairen Verfahrensgestaltung 

zum Beispiel dafür herangezogen, dass 
aus bestimmten Formvorschriften erst 
nach einer Vorwarnung nachteilige Folgen 
für den Bürger abgeleitet werden dürfen, 
wenn derselbe Spruchkörper längere Zeit 
die Formverletzungen nicht beanstandet 
hat. 6 Gerade formale Strenge darf im Pro-
zess nicht ohne erkennbar schutzwürdi-
gen Zweck praktiziert werden; anderen-
falls ist – auch nach der Rechtsprechung 
des Bundessozialgerichts – ein Verstoß 
gegen den Grundsatz des fairen Verfah-
rens anzunehmen. 7

Obwohl weder der normative Gehalt noch 
die dogmatischen Grundlagen des Grund-
satzes des fairen Verfahrens bis heute rest-
los geklärt sind, besteht doch Einigkeit da-
rüber, dass damit ein Mindestbestand an 
verfahrensrechtlichen Befugnissen garan-
tiert ist. 8 Das Bundesverfassungsgericht 
hat bereits in einer Vielzahl von Entschei-
dungen herausgestellt, wann der Verstoß 
gegen das Fairnessprinzip gegeben ist, 
und besondere Bedeutung der aus dem 
Gebot eines fairen Verfahrens folgenden 
Fürsorgepflicht gegenüber den Prozess-
parteien beigemessen. 9  ▸
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frage Auskunft über Rechtsmittelmöglich-
keiten und Rechtserfordernisse zu ertei-
len; im Rahmen des Angemessenen ist 
auch noch die Verpfl ichtung des Gerichts 
anzunehmen, fristgebundene Schriftsät-
ze für das Rechtsmittelverfahren im Zuge 
des ordentlichen Geschäftsgangs an das 
Rechtsmittelgericht weiterzuleiten. 11 Ver-
gleichbar mit dieser Verpfl ichtung ist im 
Übrigen – für das Verwaltungsverfahren 
– § 16 Abs. 2 SGB I mit seiner Verpflich-
tung zur Weiterleitung von Anträgen an 
den zuständigen Leistungsträger 12 und für 
das Klageverfahren § 91 Abs. 2 SGG mit der 
Verpfl ichtung zur Weiterleitung der Klage-
schrift an das zuständige Gericht.

Das im Ausgangsfall vom Landessozialge-
richt als Verstoß gegen den Grundsatz des 
fairen Verfahrens angeführte widersprüch-
liche Verhalten des Sozialgerichts ist schon 
ausreichend, einen Verfahrensmangel an-
zunehmen, denn grundsätzlich darf sich 
ein Gericht nicht widersprüchlich verhal-
ten oder aus eigenen oder ihm zuzurech-
nenden Fehlern oder Versäumnissen Ver-
fahrensnachteile für den Rechtssuchenden 
ableiten. 13 Geht es um die Wahrung von 
Fristen, schließt es der Grundsatz fairer 
Verfahrensführung aus, die Verantwortung 
für ein Säumnis auf den Bürger abzuwäl-
zen, dessen Ursache allein in der Sphäre 
des Gerichts liegt; die verfassungsrechtli-
che Gewährleistung fairen Verfahrens hat 
aber nicht zur Folge, dass ein Prozessbe-
vollmächtigter jede gerichtliche Äußerung 
ungeprüft befolgen muss: gibt eine gericht-
liche Äußerung zu Zweifeln Anlass, ist den 
Zweifeln nachzugehen, und um einen Form-
verstoß zu verhindern, sind gegebenenfalls 
geeignete Maßnahmen zu treff en. 14

Abschließend ist zu betonen, dass der 
Grundsatz des fairen Verfahrens verletzt 
ist, wenn rechtsstaatlich unverzichtbare 
Erfordernisse nicht mehr gewahrt sind. 15

Neben den angeführten Einzelfällen hat 
das BVerfG immer wieder herausgestellt, 
dass Richter und Prozessbeteiligte unter 
gegenseitiger Rücksichtnahme zusam-
menwirken müssen, und daran mangelt 
es, wenn seitens des Gerichts jahrelang 
die Ordnungsmäßigkeit einer Unterschrift 
positiv beurteilt worden ist, sodass auf die 
Wirksamkeit vertraut werden konnte, die-
se Gemeinsamkeit aber vom Gericht oh-

Das Bundesverfassungsgericht stellt dabei 
heraus, dass die Abgrenzung dessen, was 
im Rahmen einer fairen Verfahrensgestal-
tung an richterlicher Fürsorge geboten ist, 
sich nicht nur an dem Interesse der Recht-
suchenden an einer möglichst weitgehen-
den Verfahrenserleichterung orientieren 
darf, sondern auch berücksichtigen muss, 
dass die Justiz im Interesse ihrer Funkti-
onsfähigkeit vor zusätzlicher Belastung zu 
schützen ist; die Abwägung zwischen den 
betroff enen Belangen – so das Bundesver-
fassungsgericht – falle jedenfalls dann zu-
gunsten des Rechtssuchenden aus, wenn 
ein angegangenes Gericht für das Rechts-
mittelverfahren nicht zuständig ist, je-
doch vorher selbst mit dem Verfahren 
befasst war. 10 Für ein solches Gericht be-
stand, während die Sache bei ihm anhän-
gig war, die aus dem Gebot eines fairen 
Verfahrens folgende Fürsorgepfl icht ge-
genüber den Prozessparteien und es wird 
nicht unangemessen belastet, wenn ihm 
auch noch eine nachwirkende Fürsorge-
pfl icht auferlegt wird. Das Bundesverfas-
sungsgericht leitet aus dieser nachwirken-
den Fürsorgepfl icht für ein Gericht, das im 
vorangegangenen Rechtszug mit der Sa-
che befasst gewesen ist, die Verpfl ichtung 
ab, einer rechtsunkundigen Partei auf An-
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10 BVerfG, Beschl. vom 20 . 6 . 1995 – 
 1 BvR 166 / 93.

11 BVerfG, Beschl. vom 20 . 6 . 1995 – 
 1 BvR 166 / 93.

12 Zum Antrag gem. § 16 SGB I, Dahm, 
 BG 1999, S. 765.

13 BSG, Urt. vom 25.3.2003 – B 7 AL 76 / 02 R, 
 unter Hinweis auf BVerfG, Beschl. vom 
 14 . 5 . 1985 – 1 BvR 370 / 84 und BVerfG, 
 Beschl. vom 14 . 4 . 1987 – 1 BvR 162 / 84.

14 BVerfG, Beschl. vom 4.5.2004 – 
 1 BvR 1892 / 03.

15 BVerfG, Beschl. vom 8 . 10 . 1974 – 
 2 BvR 747 / 73.

16 BVerfG, Beschl. vom 26 . 4 . 1988 – 
 1 BvR 669 / 87.

17 BVerfG, Beschl. vom 10 . 12 . 2001 – 
 1 BvR 1803 / 97.

18 LSG Nordrhein-Westfalen, Beschl. 
 vom 1 . 3 . 2006 – L 6 B 4 / 05 VG.

19 LSG Nordrhein-Westfalen, Beschl.
 vom 1 . 3 . 2006 – L 6 B 4 / 05 VG.

ne jede Warnung verlassen wird; dies gilt 
insbesondere dann, wenn die Änderung 
der Verfahrenspraxis zum Verlust eines 
Rechtsmittels führt. 16

Auch für Streitsachen in der Sozialgerichts-
barkeit ist die Bewilligung von Prozesskos-
tenhilfe von Bedeutung, nämlich dann, 
wenn es um die Beiordnung eines Rechts-
anwaltes geht. Wenn eine Rechtsfrage auf-
geworfen wird, die in der Rechtsprechung 
noch nicht geklärt, aber klärungsbedürftig 
ist, muss Prozesskostenhilfe bewilligt wer-
den. 17 Die bedürftige Person muss die Mög-
lichkeit haben, ihren Rechtsstandpunkt im 
Hauptsacheverfahren zu vertreten, und un-
ter Umständen Rechtsmittel einlegen kön-
nen. 18 Deshalb ist das Gericht gehalten, 
den Beschluss über die Bewilligung von 
Prozesskostenhilfe zeitlich vor oder spätes-
tens zu Beginn der mündlichen Verhand-
lung zu fassen und den Beteiligten bekannt 
zu geben; anderenfalls würde das Recht ei-
nes bedürftigen Antragstellers auf Gewäh-
rung von Prozesskostenhilfe unvertretbar 
beschnitten und damit der Grundsatz des 
fairen Verfahrens missachtet. 19

Fazit
Im Ergebnis ist somit festzustellen, dass 
sowohl das Bundesverfassungsgericht wie 
auch die Sozialgerichtsbarkeit eine gegen-
seitige Rücksichtnahme von Prozessbetei-
ligten und Richter betonen. ●
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F O OT W E A R  B E YO N D S A F E T Y

Moderne Facharbeiter wollen mehr als nur Sicherheit an Ihren Füßen. Sie wollen 

einen Schuh, der gut aussieht, bequem ist und die Füße bei der Arbeit fit hält. 

Vor allem Letzteres wissen auch die Arbeitgeber zu schätzen. Deshalb steht bei 

Bata Industrials das Erlebnis des Benutzers im Mittelpunkt. Seine Wünsche und 

Bedürfnisse bestimmen unsere täglichen Bemühungen im Bereich Forschung, 

Entwicklung und Design und spornen uns zu Leistungen an, die die geltenden 

Normen bei Weitem überschreiten. Weiter in Bezug auf die Schutzeigenschaften.

Weiter in Bezug auf den Halt. Und weiter in Hinblick auf Paßform und Tragekomfort. 

Man merkt kaum noch, dass man Sicherheitsschuhe trägt. So steht jeder Schuh von 

Bata Industrials für „Footwear beyond Safety”, ein Versprechen, das bis ins kleinste 

Detail eingehalten wird.
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Ein Teilungsabkommen bietet die Möglichkeit, Regressansprüche 
einfach abzuwickeln. Es beinhaltet aber grundsätzlich nie ein 
Verbot, die Ansprüche des Unfallversicherungsträgers gerichtlich 
durchzusetzen.

Regress der Unfallversicherungsträger

Kein Klageverbot 
trotz Teilungsabkommen

ehr viele Unfallversicherungsträger 
haben mit Haftpfl ichtversicherern 
sogenannte Teilungsabkommen 

abgeschlossen. 1 In den Fällen, in denen 
Schädiger gegenüber ihrer Haftpflicht-
versicherung einen Anspruch auf Frei-
stellung von der Ersatzpfl icht gegenüber 
gesetzlich unfallversicherten Personen 
(und deren Rechtsnachfolgern) anlässlich 
der Verursachung eines Versicherungs-
falls besitzen, erfolgt ein Regress des Un-
fallversicherungsträgers 2 nicht mit dem 
Schädiger direkt, sondern wegen des Tei-
lungsabkommens mit dessen Haftpfl icht-
versicherer.

1 Ausgangssituation
Teilungsabkommen (TA) sind Verträge ei-
gener Art, die ein Dauerschuldverhältnis 
zwischen den Abkommenspartnern be-
gründen. 3 Diese Verträge bestehen oftmals 

bereits seit Jahrzehnten, 4 um nicht in ei-
ner Vielzahl von Einzelfällen vor allem der 
Unfälle mit geringer Leistungshöhe die 
im Einzelfall zutreff ende Haftungsquote 
des Schädigers ermitteln zu müssen. Die 
Teilungsabkommen gewähren innerhalb 
ihres Anwendungsbereichs den Unfall-
versicherungsträgern einen einklagba-
ren vertraglichen Anspruch in Höhe ei-
ner pauschalierten Haftungsquote von 
circa 50 Prozent, 5 und zwar unabhängig 
von der im Einzelfall nach der Sach- und 
Rechtslage ohne das Teilungsabkommen 
bestehenden Haftungsquote.

Eine Vielzahl von Regressfällen wird zwi-
schen Unfallversicherungsträgern und 
Haftpfl ichtversicherern problemlos abge-
wickelt. Nun tritt allerdings in letzter Zeit 
verstärkt die Situation auf, dass der Haft-
pfl ichtversicherer überhaupt nicht zu ei-

ner Zahlung nach dem Teilungsabkommen 
bereit ist oder nur eine geringere Quote
als im Teilungsabkommen vereinbart zu 
zahlen gewillt ist. Für den Unfallversiche-
rungsträger stellt sich dann die Frage, wie 
er mit dieser Situation umgeht.

2 Lösungswege
Da der Unfallversicherungsträger gesetz-
lich verpfl ichtet ist, berechtigte Regress-
ansprüche zu verfolgen, 6 wird er sorgsam 
prüfen, ob die Einwände der Haftpfl icht-
versicherer berechtigt sind. Ist dies der 
Fall, wird der Regress eingestellt oder die 
geringere Zahlung des Abkommenspart-
ners akzeptiert werden. Ist dies jedoch 
nicht der Fall, ist der Unfallversiche-
rungsträger nicht nur haushaltsrechtlich 
wegen der Verpfl ichtung, die Einnahmen 
rechtzeitig und vollständig zu erheben, 7

gehalten, den Regressanspruch weiter zu 
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verfolgen, sondern auch zur Vermeidung 
von Nachahmungseffekten in weiteren 
Schadensfällen.

2.1 Grundsatz: Klage möglich
Rechtlich betrachtet ist die Problemlö-
sung bei berechtigten Regressansprü-
chen der Unfallversicherungsträger re-
lativ schlicht: Abgeschlossene Verträge 
sind einzuhalten. 8 Wird ein Vertrag nicht 
eingehalten, ist der begünstigte Vertrags-
partner berechtigt, auf Vertragserfüllung 
zu klagen.

2.2 Keine Grundsatzeinschränkung  
 durch Sammelbesprechungen
Da die Haftpfl ichtversicherer aber nicht 
daran interessiert sind, verklagt zu wer-
den, 9 versuchen sie eine Klage des Un-
fallversicherungsträgers dadurch abzu-
wenden, dass sie entweder selbst eine 

sogenannte Sammelbesprechung mit Mit-
arbeitern der Regressabteilungen der Un-
fallversicherungsträger vorschlagen oder 
sich zumindest auf einen solchen Vor-
schlag seitens der Unfallversicherungs-
träger einlassen.

Sammelbesprechungen können dann 
Sinn machen, wenn die darin verhandel-
ten Fälle dergestalt „gemischt“ sind, dass 
durch ein gegenseitiges Nachgeben beider 
Seiten eine Vielzahl strittiger und schwie-
riger Fälle einer Erledigung zugeführt wer-
den können. Dies dürfte vor allem dann 
der Fall sein, wenn die Kapitalisierungs-
höhe bei teuren Schadensfällen im Raum 
steht oder wenn die Aufwendungen des 
Unfallversicherungsträgers ein bestimm-
tes Limit überschreiten und dann ober-
halb des Limits nicht mehr die Teilungs-
abkommensquote gilt, sondern eine 
Haftungsquote nach Sach- und Rechts-
lage ausgehandelt werden muss. Weniger 
geeignet erscheinen Fälle, in denen der 
Haftpfl ichtversicherer schon den Anwen-
dungsbereich des Teilungsabkommens als 
nicht eröff net ansieht oder aus sonstigen 
Gründen eine Zahlung komplett ablehnt. 
Nichtsdestotrotz wird in der Praxis den 
Sammelbesprechungen in nahezu allen 
Fällen erste Priorität eingeräumt.

Es bleibt aber festzuhalten, dass der Un-
fallversicherungsträger ohne explizite Re-
gelung im Teilungsabkommen 10 vertrag-
lich nicht verpfl ichtet ist,
∙  vor der Einleitung eines Klageverfah-

rens eine Sammelbesprechung durch-
zuführen, 

∙  dem Haftpfl ichtversicherer eine solche 
vorzuschlagen,

∙  auf ein Erbieten des Haftpflichtversi-
cherers einzugehen. 

Die Entscheidung über eine Sammel-
besprechung obliegt allein dem Unfall-
versicherungsträger als Gläubiger des 
Teilungsabkommenanspruchs. 11

In der Praxis kommt es nicht vor, dass ein 
Unfallversicherungsträger vorschnell eine 
Klage erhebt. Bevor ein Rechtsanwalt mit 
einer Klageerhebung beauftragt wird, ist 

die Sache zwischen Unfallversicherungs-
träger und Haftpfl ichtversicherer „ausge-
schrieben“ und oftmals wurde auch tele-
fonisch vom Unfallversicherungsträger 
noch ein letzter Einigungsversuch unter-
nommen.  ▸

*
1 Dies betri�   vor allem die gewerblichen 
 Berufsgenossenscha� en. Bei den Unfall-
 versicherungsträgern der ö� entlichen 
 Hand ist dagegen ohne negative Auswir-
 kungen ein Rahmenteilungsabkommen 
 zum 31 . 12 . 2003 gekündigt worden, vgl. 
 Müller BG 2008, 119.

2 Der Unfallversicherungsträger ist 
 gemäß § 116 SGB X Rechtsnachfolger 
 des Geschädigten.

3 Kaiser, Risikozuweisung durch Teilungs-
 abkommen, S. 74; Kasseler Kommentar /
 Kater § 116 SGB X Rn. 274.

4 Teilungsabkommen wurden erstmals durch 
 einen Bescheid des Reichsversicherungs-
 amts vom 2 . 5 . 1936 als „ausnahmsweise 
 zulässig“ erklärt, vgl. Entscheidungen und 
 Mitteilungen des Reichsversicherungsamts 
 Band 39, S. 338.

5 Die Ha� ungsquote gilt in Fällen unlimi-
 tierter Teilungsabkommen(TA) stets, 
 bei limitierten TA bis zum Limit, darüber 
 hinaus ist die Ha� ungsquote nach Sach- 
 und Rechtslage ohne das TA zu ermitteln.

6 § 199 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 SGB VII.

7 § 76 Abs. 1 SGB IV.

8 Pacta sunt servanda.

9 Dies tri�   natürlich für alle Schuldner zu, 
 nur der logischen Konsequenz, dass durch 
 ein vertragsgerechtes Verhalten eine Klage 
 abgewendet werden kann, wird allzu häu� g 
 zu wenig Beachtung eingeräumt.

10 Allein die typische Klausel „Die Abkommens-
 partner erklären ihre grundsätzliche Bereit-
 scha�  zur Kapitalisierung“ ist nicht aus-
 reichend, in sämtlichen sonstigen Fällen 
 von Meinungsverschiedenheiten eine 
 Sammelbesprechung als vereinbart anzu-
 sehen, zumal selbst die genannte Klausel 
 nicht zwingend eine Sammelbesprechung 
 voraussetzt, da eine Bereitscha�  zur Kapi-
 talisierung auch schri� lich erklärt werden 
 kann.

11 Es kann den Unfallversicherungsträgern 
 nicht empfohlen werden, eine solche 
 Klausel in einem TA neu aufzunehmen.
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Jerom Konradi
Rechtsanwalt für Versicherungs-
recht, Ha� ungs- und Regressrecht, 
BUSSE Rechtsanwälte, München 
E-Mail: info@busselaw.de

Ist dann keinerlei Einlenken des Haft-
pflichtversicherers erkennbar, besteht 
kein Anlass, aus Gründen der „im All-
gemeinen vertrauensvollen Zusammen-
arbeit“ von einer Klage im Einzelfall ab-
zusehen. Wenn ein Mieter als Schuldner 
eine Monatsmiete nicht bezahlt, wird der 
Vermieter als Gläubiger auch nicht deswe-
gen, weil er 11 andere Monatsmieten im 
Jahr erhalten hat und vielleicht mit dem 
Mieter befreundet ist, auf die Zahlung der 
fehlenden Monatsmiete verzichten. Der 
Vermieter wird auch nicht dem Mieter vor-
schlagen, über die fehlende Monatsmiete 
zu sprechen, sondern er wird zur Zahlung 
auff ordern und bei unterlassener Zahlung 
auf Vertragserfüllung klagen. Für den Un-
fallversicherungsträger besteht ersichtlich 
kein Grund, sich anders zu verhalten als 
irgendein anderer Gläubiger.

2.3 Keine Grundsatzeinschränkung 
 durch Zusatzklausel 
Nachdem einige Haftpfl ichtversicherer die 
Erfahrung gemacht haben, dass der Un-
fallversicherungsträger seine berechtigten 
Ansprüche aus dem Teilungsabkommen – 
gegebenenfalls trotz erfolgloser Einigung 
in einer Sammelbesprechung – gerichtlich 
durchsetzt, wurde versucht, dies zu ver-
hindern. In einigen Teilungsabkommen 
wurde daher auf Initiative der Haftpfl icht-
versicherer folgende Klausel vereinbart:

„Ein Regressanspruch nach diesem Tei-
lungsabkommen kann erst rechtshängig 
gemacht werden, wenn vorherige Ver-
gleichsbemühungen zwischen der H 12 und 
der BG beziehungsweise deren Vertretungs-
bevollmächtigten gescheitert sind.“

Diese Klausel wird von den Haftpfl ichtver-
sicherern so ausgelegt, als ob den Unfall-
versicherungsträgern damit eine Klage gar 
nicht möglich sei beziehungsweise als ob 
jedenfalls vor einer Klage immer eine er-
folglose Sammelbesprechung stattgefun-

*
12 „H“ ist die in Teilungsabkommen typische 
 Abkürzung für den Ha� pflichtversicherer.

13 Es ist im Einzelfall zu prüfen, ob das maß-
 gebliche TA eine solche Klausel enthält. 
 Ist dies nicht der Fall, könnte der Unfall-
 versicherungsträger bereits nach der ersten
 Ablehnung seitens des Ha� pflichtversiche-
 rers auf Leistung aus dem TA klagen, auch
 wenn er dies in der Praxis nicht tun wird.

14 Die Vielzahl der BGH-Entscheidungen zu 
 dieser Thematik, auch in der jüngsten Zeit, 
 zeigt, dass sämtliche Sozialversicherungs-
 träger Klagen aus Teilungsabkommen 
 erheben. Dies führt zur Klärung von Inhalt 
 und Reichweite von Teilungsabkommen 
 sowie zu deren Veränderung und Weiter-
 entwicklung. Kein einziges Gericht bezwei-
 felt die Zulässigkeit von solchen Klagen.

den haben müsse. Diese Rechtsauff assung 
ist unzutreff end:

Mit dieser Klausel 13 ist einzig und allein 
niedergelegt, dass vor einer Klage Ver-
gleichsbemühungen stattgefunden haben 
müssen. Mit anderen Worten: Es darf nicht 
bereits nach der ersten, oftmals wenig be-
gründeten Ablehnung des begehrten An-
spruchs eine Klage gegen den Haftpfl icht-
versicherer erhoben werden. Vielmehr 
muss der Unfallversicherungsträger noch 
einmal zu einer Zahlung auff ordern bezie-
hungsweise in dem Fall, in dem eine Be-
gründung der Ablehnung durch den Haft-
pfl ichtversicherer vorgenommen wurde, 
sich mit dieser auseinandersetzen und sie 
entkräften. Es ist ausreichend, wenn der 
Unfallversicherungsträger schriftlich oder 
telefonisch vorgeht, nicht erforderlich ist 
ein persönliches Gespräch zwischen den 
Vertragspartnern oder deren Bevollmäch-
tigten.

Bleibt der Haftpfl ichtversicherer dennoch 
bei seiner Auff assung, sind die Vergleichs-
bemühungen gescheitert. Ein Regressan-
spruch des Unfallversicherungsträgers 
kann gerichtlich geltend gemacht werden. 
Der obigen Klausel kann auch kein „Still-
halteabkommen“ entnommen werden. 
Sind die Vergleichsbemühungen geschei-
tert, darf ohne weitere Voraussetzungen 
geklagt werden.

3 Fazit
Der Unfallversicherungsträger ist stets 
berechtigt, seine nach dem Teilungs-
abkommen gegenüber den Haftpflicht-
versicherern bestehenden Ansprüche 
im Rechtsweg durchzusetzen, wenn der 
Haftpfl ichtversicherer seine Leistung ganz 
oder teilweise verweigert. 14 Erachtet der 
Unfallversicherungsträger zuvor eine Sam-
melbesprechung mit dem Haftpfl ichtver-
sicherer für sinnvoll, wird er diesen Weg 
wählen. Eine Verpfl ichtung zu einer Sam-

melbesprechung besteht jedoch grund-
sätzlich nie. Im Fall der Vereinbarung 
der oben genannten Klausel im TA sind 
Vergleichsbemühungen erforderlich, an 
deren Vorliegen aber lediglich maßvolle
Anforderungen gestellt werden. ●

„Bei einer Leistungsverweigerung des Haftpflichtversicherers muss der Unfallversicherungsträger 
vor Klageerhebung grundsätzlich keine Sammelbesprechung durchführen.“
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Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte für Streit um Widerruf einer Sachverständigenermächtigung auf der Grundlage einer 
vom Unfallversicherungsträger erlassenen Unfallverhütungsvorschri� .

Nach § 51 Abs. 1 Nr. 3 SGG entscheiden die Gerichte der So-
zialgerichtsbarkeit über öffentlichrechtliche Streitigkeiten 
in Angelegenheiten der gesetzlichen Unfallversicherung mit 
Ausnahme der Streitigkeiten aufgrund der Überwachung der 
Maßnahmen zur Prävention durch die Träger der gesetzlichen 
UV. Durch die Ausnahmeregelung – so das OVG – wolle der 
Gesetzgeber sicherstellen, dass in dem sich überschneidenden 
Gebiet von staatlichem Arbeitsschutzrecht (etwa nach dem Ar-
beitsschutzgesetz) und dem dem Sozialversicherungsrecht zu-
zurechnenden autonomen Unfallverhütungsrecht einheitliche 
gerichtliche Entscheidungen ergehen. Es solle für alle öff ent-
lich-rechtlichen Maßnahmen der Träger der gesetzlichen UV, 
soweit sie der Unternehmensüberwachung dienen würden, 
einheitlich der Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten eröff -

Streitig war die Anerkennung eines Arbeitsunfalls. Der Kläger, Streitig war die Anerkennung eines Arbeitsunfalls. Der Kläger, 
Vertriebsmanger im Außendienst, hatte seinen Weg von einem Vertriebsmanger im Außendienst, hatte seinen Weg von einem 
Kundenbesuch zu seinem häuslichen Büro unterbrochen, um Kundenbesuch zu seinem häuslichen Büro unterbrochen, um 
seinen 27 Monate alten Sohn von einer privaten Spielgruppe seinen 27 Monate alten Sohn von einer privaten Spielgruppe 
(musikalische Früherziehung, wöchentlich zwei Mal) abzuho-(musikalische Früherziehung, wöchentlich zwei Mal) abzuho-
len. Auf der Gebäudetreppe war er gestürzt. Nach Ansicht des len. Auf der Gebäudetreppe war er gestürzt. Nach Ansicht des 
Landessozialgerichts hatte die aus privaten Gründen erfolgte Landessozialgerichts hatte die aus privaten Gründen erfolgte 
Unterbrechung des Betriebswegs nicht den Verlust des Versi-Unterbrechung des Betriebswegs nicht den Verlust des Versi-
cherungsschutzes zur Folge. cherungsschutzes zur Folge. 

Das BSG hat die Anerkennung eines Arbeitsunfalls abgelehnt. Das BSG hat die Anerkennung eines Arbeitsunfalls abgelehnt. 
Die Verrichtung des Klägers zur Zeit des Unfallereignisses – das Die Verrichtung des Klägers zur Zeit des Unfallereignisses – das 
Betreten der Außentreppe eines Gebäudes, um seinen Sohn Betreten der Außentreppe eines Gebäudes, um seinen Sohn 
von der musikalischen Früherziehung abzuholen – habe nicht von der musikalischen Früherziehung abzuholen – habe nicht 
im sachlichen Zusammenhang mit seiner versicherten Tätigkeit im sachlichen Zusammenhang mit seiner versicherten Tätigkeit 
gestanden. Der Gesetzgeber habe die Erweiterung des Versiche-gestanden. Der Gesetzgeber habe die Erweiterung des Versiche-
rungsschutzes in § 8 Abs. 2 Nr. 2 a SGB VII (Wegeabweichungen rungsschutzes in § 8 Abs. 2 Nr. 2 a SGB VII (Wegeabweichungen 
zur Unterbringung von Kindern) bewusst auf Wege von und zur zur Unterbringung von Kindern) bewusst auf Wege von und zur 

(Urteil des Bundessozialgerichts vom 12 . 1 . 2010 – B 2 U 
35 / 08 R –, UV-Recht Aktuell 008 / 2010, S. 462–469)

(Beschluss des Oberverwaltungsgerichts für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 2 . 3 . 2010 – 8 E 273 / 09)

§ Arbeitsstätte beschränkt. Die Abgrenzung des Betriebsweges 
vom „Arbeitsweg“ habe der Gesetzgeber im Auge gehabt. Für 
eine analoge Anwendung des § 8 Abs. 2 Nr. 2 a SGB VII auf den 
vorliegenden Sachverhalt fehle es an einer planwidrigen Rege-
lungslücke. Die Entscheidung darüber, ob Versicherungsschutz 
auch auf von Betriebswegen abweichenden Wegen zugestan-
den werde, stehe allein dem Gesetzgeber zu (§ 31 SGB I).

Das LSG hatte im Übrigen die Voraussetzungen des § 8 Abs. 2 
Nr. 2 a SGB VII angenommen, obwohl es fraglich war, ob die 
Unterbringung des Kindes tatsächlich „wegen“ der berufl ichen 
Tätigkeit des Versicherten oder seines Ehegatten erfolgte. Das 
BSG ist auch dem entgegengetreten. Der Wortlaut der Vorschrift 
(„wegen“) sowie Sinn und Zweck der Norm verlangten, dass 
das Kind fremder Obhut mit der Handlungstendenz anvertraut 
werde, die versicherte Tätigkeit ausüben zu können. Werde da-
gegen ein Kind in fremde Obhut verbracht, unabhängig da-
von, ob der Versicherte seine Beschäftigung alsbald aufneh-
men wolle, greife die Vorschrift nicht. Dies sei beispielsweise 
der Fall, wenn die Unterbringung zur Ausübung eines Hobbys 
des Kindes geschehe. 

§ net sein. Von dem Ausnahmetatbestand erfasst würden des-
halb alle Maßnahmen im Zusammenhang mit der Prävention, 
auch solche, die nur mittelbar die Überwachung der Unterneh-
men beträfen, wie etwa Anzahl und Prüfung der Aufsichts-
personen für die Überwachung (§ 18 SGB VII) oder die Zusam-
menarbeit der Unfallversicherungsträger mit Dritten (§ 20 SGB 
VII). Hiervon ausgehend zähle der vorliegende Streit um den 
Widerruf der Ermächtigung des Klägers als Sachverständiger 
für die Prüfung von sicherheits- und maschinentechnischen 
Einrichtungen in Veranstaltungs- und Produktionsstätten für 
szenische Darstellung zu den gemäß § 51 Abs. 1 Nr. 3 SGG von 
der Zuweisung an die Sozialgerichtsbarkeit ausgenommenen 
Streitigkeiten. Denn zu den Überwachungsaufgaben, die dem 
beklagten UV-Träger auf dem Gebiet der Unfallprävention zu-
kämen, gehöre nach der Konzeption des autonomen Normge-
bers auch die Aufsicht über Sachverständige durch Erteilung 
und Widerruf von Sachverständigenermächtigungen. 

Prävention

Kein Unfallversicherungsschutz bei der Unterbrechung eines Betriebsweges zur Abholung eines Kindes von einer Spielgruppe.

Versicherungsschutz

Kontakt: Dr. Horst Jungfleisch, E-Mail: horst.jungfleisch@dguv.de 
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Neues Arbeitsverfahren 
zur Asbestsanierung

!
 Das Dokument steht auf den Internetseiten 
 des Instituts für Arbeitsschutz der DGUV 
 (IFA) unter www.dguv.de > Webcode: d3418 
 zum Herunterladen bereit. 

Die Agentur medizinischer Dienstleistungen (A-meD) veröff entlicht eine Software zur 
elektronischen Verarbeitung der Daten von Patienten und Erste-Hilfe-Leistungen. Sie 
vereinfacht zudem den Datenaustausch mit Auftraggebern. Das Programm steht mo-
mentan als Einzelplatzprogramm zur Verfügung, eine serverfähige Version ist in Vor-
bereitung. Die Verbandbuch-Software deckt die Anforderungen an die Dokumentation 
der Erste-Hilfe-Leistung nach BGV / GUV-V A1 ab und kann damit die handelsüblichen 
Verbandbücher ersetzen. Die erfassten Daten sind – wie im Verbandbuch – mit fort-
laufender Nummer, Name des Patienten, Datum / Uhrzeit des Unfalls, Firma oder Abtei-
lung des Patienten, Unfallhergang, Name des Zeugen, Art und Weise der Maßnahmen 
und dem Namen des Ersthelfers aufgebaut. Zusätzlich können Angaben zur Firmenan-
gehörigkeit oder zu Abteilungen in einer 
Datenbank anlegt und in den jeweiligen 
Datenmasken wieder abgerufen werden. 
Die Daten können in eine Excel-Tabelle 
exportiert und per E-Mail und / oder ande-
re Speichermedien übermittelt werden. 

So� ware zur Dokumentation 
von Erste-Hilfe-Leistungen

Besonders gefährlich und krebserzeu-
gend: Asbest darf in Deutschland schon 
lange nicht mehr verwendet werden. Bei 
Abbruch-, Sanierungs- oder Instandhal-
tungsarbeiten (ASI-Arbeiten) setzen sich 
Arbeiter aber nach wie vor notgedrungen 
einem Erkrankungsrisiko aus. Für mehr 
Sicherheit soll ein neues Arbeitsverfahren 
sorgen. Es lautet „BT 24 Entfernen von fest 
gebundenen asbesthaltigen Bodenplatten 
in Netzstationen/-anlagen“ – vorgestellt in 
der überarbeiteten berufsgenossenschaft-
lichen Information BGI 664 „Verfahren mit 
geringer Exposition gegenüber Asbest 
bei Abbruch-, Sanierungs- und Instand-
haltungsarbeiten“. Zudem informiert das 
Verfahren über den Anwendungsbereich, 
organisatorische Maßnahmen, Arbeitsvor-
bereitung und -ausführung, Entsorgung 
sowie Verhalten bei Störungen. 

!
 Ansprechpartner bei Fragen zur So� ware
 ist Klaus Altenbrand: Tel.: 07272 / 775850, 
 E-Mail: info@amed-4u.de. Weitere Infor-
 mationen gibt es unter www.amed-4u.de.
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uvex silver-System

UVEX ARBEITSSCHUTZ GMBH · Würzburger Straße 181 – 189 · 90766 Fürth - GERMANY · Telefon: 0800 6644893 · Telefax: 0800 6644894 · E-Mail: serviceteam@uvex.de · Internet: www.uvex-safety.de
Ein Unternehmen der uvex Gruppe

uvex sil-Wear Einweg-Overalls 

Mit uvex sil-Wear bieten wir hochfunktionale Schutzoveralls in den Klassen 3, 
3B, 4, 4B, 5/6 für die unterschiedlichsten Einsatzbereiche – vom Einweg-
Overall gegen Schmutz und Staub bis hin zu der innovativen Entwicklung 
gegen Viren und Bakterien. Durch die mit AgPURE™ beschichtete Oberfl äche gegen Viren und Bakterien. Durch die mit AgPURE™ beschichtete Oberfl äche gegen Viren und Bakterien. Durch die mit AgPURE™ beschichtete Oberfl
gewährleis ten unsere uvex sil-Wear 3B bzw. 4B Anzüge einen aktiven Schutz 
gegen diese Gefahren. 

uvex silv-Air Atemschutz

Von funktionalen Masken gegen Staub und Qualm bis hin zu speziellen 
Mas ken, die mit Extra-Filtern das Ein- und Ausatmen spürbar erleichtern. 
Hocheffektiv – als Falt- oder Formmaske – gewährleistet uvex silv-Air durch 
die innovative Filter-Techno logie und zahlreiche Komfortfeatures auch bei 
längeren Einsätzen in den unterschiedlichsten Einsatzbereichen zuverlässi-
gen Schutz. 
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